
 

 
20 Jahre Deutsche Einheit 
 
Regierungsdokumente und Erklärungen aus den Jahren 
1989 bis 1991 
 
 
 
Berlin, im Dezember 2009 
 
 
 
 
Der 3. Oktober 2010 ist der 20. Jahrestag der deutschen Wiedervereinigung. Die Vollendung der 
staatlichen Einheit war 1990 das Ergebnis einer spannenden Entwicklung, die mit der Friedlichen 
Revolution in der DDR begonnen hatte. 
 
1989 haben die Menschen in der DDR den Fall der Mauer und das Ende der SED-Diktatur erzwungen. 
Zwischen Ostsee und Erzgebirge wurde sehr bald der Ruf nach der Wiedervereinigung Deutschlands 
laut. Bei den ersten freien Volkskammerwahlen am 18. März 1990 erhielten die Befürworter der 
deutschen Einheit eine klare Mehrheit. Die beiden deutschen Staaten gründeten daraufhin zunächst 
eine Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion. In teilweise schwierigen Verhandlungen gelang es 
ihnen, von allen vier Siegermächten des Zweiten Weltkriegs die Zustimmung zur Wiedervereinigung 
zu erhalten. Zugleich erlangten wir Deutschen unsere volle Souveränität zurück. Über unsere 
Bündniszugehörigkeiten konnten wir frei entscheiden. 
 
Auf den folgenden Seiten haben wir Ihnen die wichtigsten Regierungsdokumente zu den Ereignissen 
zwischen Spätherbst 1989 und Herbst 1990 in vollem Wortlaut zusammengestellt. Damit möchten wir 
Ihnen Hintergrundinformationen für Ihre Recherchen zum Jubiläumsjahr 2010 zur Verfügung stellen. 
 
Eine kommentierte Linkliste führt Sie zu den einzelnen Dokumenten. Einige davon stehen erstmals 
online zur Verfügung. Die meisten Dokumente sind als PDF-Dateien verfügbar, einige Dokumente 
konnten wir als Textdatei einstellen, so dass eine gezielte Suche möglich ist. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Ihr 
 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
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Wichtige Regierungsdokumente 
 
I. 9. November 1989: Solidarität in historischer Stunde 

 
Nachdem der Beschlusses des DDR-Ministerrates zu neuen Reiseregelung, Auslöser des 
Mauerfalls, bekannt geworden ist, unterbricht der Deutsche Bundestag am 9. November um 
20.22 Uhr seine Sitzung. Nach einer Erklärung der Bundesregierung sowie Erklärungen aller 
Bundestagsfraktionen erheben sich die Anwesenden und singen die Nationalhymne. 
 
Bundeskanzler Helmut Kohl unterbricht seinen offiziellen Besuch in der Volksrepublik Polen für 
einen Tag und hält auf einer Großkundgebung vor dem Schöneberger Rathaus in Berlin am 
10.November eine Rede. Auch der ehemalige Regierende Bürgermeister von Berlin und 
ehemalige Bundeskanzler Willy Brand spricht dort. 

 
1    Erklärung der Bundesregierung nach Wiedereröffnung der 174.Sitzung des 

Deutschen Bundestages am 9.November 1989 um 20.46 Uhr, abgegeben vom 
Bundesminister für besondere Aufgaben und Chef des Bundeskanzleramtes, 
Rudolf Seiters 
(in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 124 vom 10. November 1989, S. 1061 - 1064) 

 
2        Reden des Bundeskanzlers Dr. Helmut Kohl und des ehemaligen 

Bundeskanzlers Willy Brandt auf einer Großkundgebung vor dem 
Schöneberger Rathaus in Berlin am 10. November 1989 
(http://www.bwbs.de/Beitraege/78.html). 

 
II. „10-Punkte-Programm“ von Bundeskanzler Kohl vom 28. November 1989 

 
Bundeskanzler Helmut Kohl stellt im Deutschen Bundestag den sogenannten Zehn-Punkte-Plan 
zur Überwindung der Teilung Deutschlands und Europas vor. Er umfasst Sofortmaßnahmen 
humanitärer Art, umfassende Wirtschaftshilfen, den Ausbau der Zusammenarbeit beider 
Staaten, eine Vertragsgemeinschaft, die Schaffung konföderativer Strukturen, die Einbettung 
des deutschen Einheitsprozesses in die gesamteuropäische Entwicklung, den EG-Beitritt 
reformorientierter Ostblockstaaten, die Forcierung des KSZE-Prozesses, Abrüstung und 
Rüstungskontrolle und schließlich – als 10. Punkt – die Deutsche Einheit. Kohl spricht von einer 
Konföderation. 
 
Damit ergreift die Bundesregierung die Initiative. Erstmals seit der Maueröffnung ist die 
Deutsche Einheit offiziell als Ziel genannt. 

 
Rede des Bundeskanzlers Dr. Helmut Kohl in der 177.Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 28. November anläßlich der zweiten Beratung des 
Haushaltsgesetzes 1990 
(in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 134 vom 29. November 1989, S. 1141 - 1148). 

  

http://www.bwbs.de/Beitraege/78.html


 

 
III. Die Einheit der Nation als Ziel 

 
19./ 20. Dezember 1989 
 
Bundeskanzler Helmut Kohl und Ministerpräsident Hans Modrow treffen sich in Dresden, um 
über eine Vertragsgemeinschaft zu verhandeln. Von der Bevölkerung wird Kohl bei einer 
Kundgebung stürmisch gefeiert. Vor der Frauenkirche sagt er: „Was ich sagen möchte, ist ein 
Wort der Anerkennung und der Bewunderung für diese friedliche Revolution in der DDR. Wir 
erleben, dass sich eine solche Umwälzung zum ersten Mal in der deutschen Geschichte so 
gewaltlos, mit so großem Ernst und im Geist der Solidarität vollzieht. Dafür danke ich ihnen 
allen ganz herzlich.“ Unter dem Jubel tausender Menschen sagt er weiter: „Mein Ziel bleibt, 
wenn die geschichtliche Stunde es zulässt, die Einheit unserer Nation.“ 
 
22. Dezember 1989 
 
 Um 0.30 Uhr wird das erste Betonteil der Mauer vor dem Brandenburger Tor aus der 
Verankerung gelöst. Das Tor ist zum ersten Mal seit über 28 Jahren wieder offen. In seiner 
Ansprache spricht Bundeskanzler Kohl von einer „bewegenden Stunde“: „Für mich ist das eine 
der glücklichsten Stunden meines Lebens, weil ich als Deutsche spüre, dass ich hier mitten in 
Deutschland bin, dass wir hier zu Hause sind und dass wir alles tun wollen, um die 
Gemeinsamkeit der Deutschen zu pflegen.  
 
Es wird eine ganz besondere Sylvesternacht; Hunderttausende feiern am offenen 
Brandenburger Tor. 

 
1       Rede des Bundeskanzlers Dr. Helmut Kohl auf der Kundgebung vor der 

Frauenkirche in Dresden am 19.Dezember 1990 
(in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 150 vom 22. Dezember 1989, S. 1261 - 1268). 

 
2           Ansprache des Bundeskanzlers Dr. Helmut Kohl zur Öffnung des 

Brandenburger Tores am 22. Dezember 1989. 
(in: Reden und Erklärungen zur Deutschlandpolitik, Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung, S. 154 - 155.) 
 

IV. 18. März 1990: Erste freie Volkskammerwahlen in der DDR 
 

Am 18.März 1990 finden in der DDR erstmals freie Wahlen zur Volkskammer statt. 12,4 
Millionen Wahlberechtigte sind aufgerufen: über 11,6 Millionen machen von ihrem Wahlrecht 
Gebrauch. Die Wahlbeteiligung liegt bei 93,4 Prozent. 
 
Am 12. April 1990 wählt die Volkskammer Lothar de Maizière zum Ministerpräsidenten der 
DDR. 

 
1           Amtliches Endergebnis der Wahlen zur 10. Volkskammer am 18. März 1990 

(lt. Wahlkommission der DDR) 
 
2           Regierungserklärung des Ministerpräsidenten Lothar de Maizière, abge-

geben vor der Volkskammer der DDR am 19. April 1990 
(aus: Texte und Onlinepublikationen aus dem Archiv der Konrad Adenauer Stiftung, 
http://www.kas.de/wf/de/71.4432/) 

http://www.kas.de/wf/de/71.4432


 

 
 

. Der Vertrag über die Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion vom 18. Mai 1990 
 

 
unterzeichnen am 18. Mai 1990 die Finanzminister Theo Waigel und Walter Romberg am 

hrer 

er Tragweite in so kurzer Zeit 
usgehandelt worden. Mit dem Staatsvertrag werden in ersten großen Schritten wesentliche 

90 tritt der Staatsvertrag in Kraft. In der DDR beginnt der Ansturm auf die D-Mark. 
chon in der Nacht – der 1.Juli ist ein Sonntag – warten 10.000 Menschen auf dem Ostberliner 

len. 
eit dem 1. Juli, 0.00 Uhr, können die Deutschen die Grenzen zwischen beiden Staaten sowie 

 
chaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion“ 

(Staatsvertrag) vom 18. Mai 1990 

2   slich der 
nterzeichnung des Vertrages am 18. Mai 1990. 

ationsamt der 

 
3    Ministerpräsidenten der Deutschen 

Demokratischen Republik, Lothar de Maizière, anlässlich der Unterzeichnung 

, S. 35 - 36) 
 
4    Bundeskanzlers Dr. Helmut Kohl am 21. Juni 1990 

im Deutschen Bundestag zum Vertrag vom18. Mai 1990 über die Schaffung 

 

5    ur deutsch-
polnischen Grenze. 

V

In Anwesenheit von Bundeskanzler Helmut Kohl und DDR-Ministerpräsident Lothar de Maizière

Schreibtisch des ersten Bundeskanzlers Konrad Adenauer im Bonner Palais Schaumburg den 
„Vertrag über die Schaffung einer Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR“. Helmut Kohl spricht von der „Geburtsstunde des 
freien und einigen Deutschland“ und würdigt die Menschen in der DDR, die „mit der Kraft i
Freiheitsliebe die Ketten des Unrechtsregimes gesprengt“ haben. 
 
Niemals zuvor ist im Nachkriegsdeutschland ein Vertrag von solch
a
Angleichungen im sozialen, wirtschaftlichen und im Umweltbereich vorgenommen. 
 
1.Juli 1990 
 
Am 1. Juli 19
S
Alexanderplatz auf die Öffnung der ersten Bankfiliale. Die Umtauschkurse sind festgelegt.  
 
Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des Staatsvertrages entfallen die bisherigen Grenzkontrol
S
zwischen West- und Ost-Berlin an jeder beliebigen Stelle und zu jeder Zeit ungehindert und 
unkontrolliert überschreiten. 

1        „Vertrag über die S

(in: Bulletin der Bundesregierung, vom 18.5.1990) 
 
Erklärung des Bundeskanzlers Dr. Helmut Kohl anläs
U
(in: Reden und Erklärungen zur Deutschlandpolitik, Presse- und Inform
Bundesregierung, S. 31 - 33) 

Erklärung, abgegeben vom

des Vertrages. 
(in: Reden und Erklärungen zur Deutschlandpolitik, Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung

Regierungserklärung, des 

einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik, zu den äußeren 
Aspekten der deutschen Einheit und zu den deutsch-polnischen Beziehungen
(in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 79 vom 22.06.1990, S. 677 - 683). 

 
Entschließung des Deutschen Bundestages vom 21. Juni 1990 z



 

(in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 79, S. 684) 

VI.                                                  31. August 1990 
 

33 Tage vor dem Beitritt setzen Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble und DDR-
s Unter den Linden ihre Unterschriften unter 

Seiten und in einer Reihe von 
Berlin als 

 

 
n 

hen Republik über die Herstellung der Einheit Deutschlands“ – 
Einigungsvertrag - vom 31. August 1990. 

 
Der Einigungsvertrag vom

Staatssekretär Günther Krause im Ostberliner Palai
den Einigungsvertrag. Der Vertrag regelt auf mehr als 1.000 
Anlagen bis ins Detail die mit dem Beitritt verbundenen Fragen. Unter anderem wird 
Hauptstadt des vereinten Deutschland bestimmt. In einem politischen Kraftakt ohne gleichen 
sind in weniger als zwei Monaten die Rechtsgrundlagen für die Vereinigung zweier Staaten 
geschaffen worden, die bislang gegensätzlichen politischen Hemisphären angehörten.  
 
Am 20. September 1990 erhält der Vertrag im Deutschen Bundestag und in der Volkskammer
die notwendigen Zwei-Drittel-Mehrheiten. Tags darauf billigt auch der Bundesrat das 

atifizierungsgesetz. R

1        „Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutsche
Demokratisc

(aus: Online-Archiv des BMJ, 
http://bundesrecht.juris.de/einigvtr/BJNR208890990.html) 

 
2 i  sters des Innern, Dr. Wolfgang Schäuble, 

(in: Reden und Erklärungen zur Deutschlandpolitik, Presse- und Informationsamt der 

3 
lich der Unterzeichnung des Vertrages. 

(in: Reden und Erklärungen zur Deutschlandpolitik, Presse- und Informationsamt der 

 
VII.   Die Wü

 
Am 15. und 16. Juli 1990 führen Bundeskanzler Helmut Kohl sowie Bundesaußenminister 

finanzminister Theo Waigel Gespräche in Moskau und im 
Hier gelingt der Durchbruch. Die Ergebnisse 

s 

d auch zukünftig auf Herstellung, Besitz und 

Souveränität, sowjetischer Truppenabzug – sind aus dem Weg geräumt. Kommentatoren rund 

Ansprache des Bundesmini
anlässlich der Unterzeichnung des Vertrages. 

Bundesregierung, S. 95 - 96) 
 

Erklärung des Ministerpräsidenten der Deutschen Demokratischen Republik, 
Lothar de Maizière, anläss

Bundesregierung, S. 97 - 98) 

rfel fallen im Kaukasus 

Hans-Dietrich Genscher und Bundes
Kaukasus, der Heimat Präsident Gorbatschows. 
übertreffen selbst die Erwartungen kühnster Optimisten: mit der Herstellung der Einheit 
Deutschlands werden die Vier-Mächte-Rechte und –Verantwortlichkeiten für Deutschland als 
Ganzes und Berlin beendet. Deutschland erhält die volle und uneingeschränkte Souveränität, 
kann also frei entscheiden, welchem Bündnis es angehören will. Bundeskanzler Kohl lässt 
keinen Zweifel daran, dass nach seiner Auffassung auch das geeinte Deutschland Mitglied de
Nato bleiben wird. 
 
Die Sowjetunion wird ihre Truppen innerhalb von drei bis vier Jahren aus dem Gebiet der DDR 
abziehen. Nach deren Abzug werden dort weder ausländische Truppen noch Atomwaffen 
tationiert werden. Das geeinte Deutschland wirs

Verfügung von ABC-Waffen verzichten und Mitglied des Nichtverbreitungsvertrages bleiben. 
 
Die letzten Hindernisse auf dem Weg zur deutschen Einheit – Nato-Mitgliedschaft, volle 

http://bundesrecht.juris.de/einigvtr/BJNR208890990.html


 

um den Globus werten die Nachrichten aus dem Kaukasus als erstrangiges historisches 
Ereignis. Einhellig spricht man vom Ende der Nachkriegszeit und dem Beginn einer 
gesamteuropäischen partnerschaftlichen Zusammenarbeit, die über die Absicherung der 

 
 
issen 
 

er 

 
VIII.  Die Zwei

 
Am 12. S
Großbrit esrepublik Deutschland und der DDR in Moskau das 
Abschlussdokument der „Zwei-plus-Vier-Verhandlungen“. Der Vertrag schreibt die Endgültigkeit 

m vereinten Deutschland die volle Souveränität über 
seine äußeren und inneren Angelegenheiten und setzt so einen Schlussstrich unter 45 Jahre 

z 

es „Zwei-
en, so rasch ein abschließendes Ergebnis zu erreichen. 

r wünscht dem deutschen Volk „Erfolg und Wohlergehen“. Unter die Ereignisse des Zweiten 

er 
e 

l“, so 
scher am 20.September 1990 vor dem Deutschen Bundestag, 

as vereinte Deutschland nicht mit offenen außenpolitischen Fragen zu belasten, ist erreicht“. 
 

 

deutschen Einheit weit hinausweist. 

Erklärung des Bundeskanzlers Dr. Helmut Kohl am 17. Juli 1990 vor der
Bonner Bundespressekonferenz zur Deutschlandpolitik und zu den Ergebn
seiner Gespräche mit dem Präsidenten der UdSSR, Michail Sergejewitsch
Gorbatschow. 
(in: Reden und Erklärungen zur Deutschlandpolitik, Presse- und Informationsamt d
Bundesregierung, S. 67 - 69) 

   -plus-Vier-Regelung 

eptember 1990 unterzeichnen die Außenminister der Sowjetunion, der USA, 
anniens, Frankreichs, der Bund

der bestehenden Grenzen fest, gibt de

Nachkriegsgeschichte. Der Vollendung der staatlichen Einheit Deutschlands steht 
außenpolitisch nichts mehr im Wege.  
 
Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher spricht von einer „historischen Stunde für gan
Europa“ und einer „glücklichen Stunde für die Deutschen“. Der sowjetische Außenminister 
Eduard Schewardnadse hebt hervor, dass es noch vor vier Monaten – zu Beginn  d
plus-Vier-Prozesses“ – undenkbar schi
E
Weltkriegs sei ein Schlussstrich gezogen und ein neuer Anfang gemacht worden. 
 
In Bonn würdigt Bundeskanzler Helmut Kohl besonders, dass sich die deutsche Einheit im 
Einvernehmen mit allen Freunden, Verbündeten und Nachbarn vollzieht: „Dies ist die erste 
Einigung eines Landes in der modernen Geschichte, die ohne Krieg, ohne Leid und ohne 
Auseinandersetzungen erfolgt...“ 
 
Damit steht der 12. September 1990 für das wohl einschneidenste diplomatische Ereignis d
deutschen Nachkriegsgeschichte: Der Vertrag besiegelte auf diplomatischer Ebene das End
des Kalten Krieges und signalisierte den Beginn einer neuen Etappe in Europa. „Unser Zie
Außenminister Hans-Dietrich Gen
„d

1   „Vertrag über die abschließende Regelung in Bezug auf Deutschland“ vom 12.
September 1990 / Zwei-Plus-Vier-Treffen in Moskau. 
(in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 109 vom 14.September 1990, S. 1153 - 1157) 

 
2        Erklärung des Bundesministers des Auswärtigen, Hans-Dietrich Genscher, 

vom 12. September zur Unterzeichnung des Zwei-plus-Vier-Vertrags am 12. 
September 1990 in Moskau. 
(in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 109 vom 14. September 1990, S. 1157 - 1158) 

 



 

3   Erklärung des Bundeskanzlers zur Unterzeichnung des Zwei-plus-Vier-
Vertrags und zu den deutsch-sowjetischen Beziehungen, abgegeben am 12.
September 1990 vor dem Bun

 
deskabinett 

1.09.1990, S. 1185 - 1188). 
 
          Erklärung zur Aussetzung der Wirksamkeit der Vier-Mächte-Rechte und –

samt der 

 
R-

 
Deutsch geln in zwei Verträgen den Aufenthalt sowjetischer 
Soldaten auf DDR-Gebiet, ihren vollständigen Abzug bis Ende 1994 und damit 

1990 paraphieren die beiden Außenminister 
ten 

 

 
X. chen Einheit 

In der Nacht zum 3. Oktober 1990 feiern Hunderttausende vor dem Reichstag in Berlin. Um 
Mitterna en Fahne wird aufgezogen.  
 

0 Uhr zu den Menschen: „In freier 

e 
n 

(in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 109 vom 14.09.1990, S. 1159 - 1160). 
 
4        Erklärung der Bundesregierung, abgegeben vom Bundesminister des 

Auswärtigen am 20. September 1990 vor dem Deutschen Bundestag 
(in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 113 vom 2

5
Verantwortlichkeiten. 
(in: Reden und Erklärungen zur Deutschlandpolitik, Presse- und Information
Bundesregierung, S. 135) 

IX.    13. September 1990. Regelung zur Stationierung sowjetischer Truppen auf DD
Gebiet 

land und die Sowjetunion re

zusammenhängende finanzielle Fragen. Die Sowjetunion hatte vertragliche Sicherheiten über 
die Rechte und Pflichten ihrer Soldaten auf dem Territorium der DDR nach der 
Wiedervereinigung verlangt. Am 13. September 
einen umfassenden bilateralen Vertrag über eine enge Zusammenarbeit auf allen Gebie
sowie über den Verzicht auf Gewalt und Gebietsansprüche. Bundeskanzler Kohl und der 
sowjetische Präsident Gorbatschow haben sich Mitte Juli im Kaukasus darauf verständigt, 
diesen „großen Vertrag“ abzschließen. 

Truppenvertrag 
(in: Bulletin der Bundesregierung vom 17.10.1990). 

3. Oktober 1990: Der Tag der Deuts
 

cht ertönt die Freiheitsglocke, die schwarz-rot-golden

Bundespräsident Richard von Weizsäcker spricht um 0.0
Selbstbestimmung wollen wir die Einheit und Freiheit Deutschlands vollenden. Für unsere 
Aufgabe sind wir uns der Verantwortung vor Gott und den Menschen bewusst. Wir wollen in 
einem vereinten Europa dem Frieden der Welt dienen.“ 
 
Die deutsche Einheit ist Wirklichkeit – durch demokratische Entscheidungen und vertraglich
Übereinkünfte. Bis in die frühen Morgenstunden wogen die Menschenmassen im ungeteilte
Berlin, feiern Unter den Linden, am Brandenburger Tor und vor dem Reichstag. 
 
 
Aus dem Ausland gehen von überall her Glückwünsche an die Deutschen ein. Bundeskanzler 
Kohl erklärt in einer Botschaft an alle Regierungen der Welt zum Tag der Deutschen Einheit: 
„Unser Land will mit seiner wiedergewonnenen Freiheit dem Frieden in der Welt dienen und die 
Einigung Europas voranbringen“. 
 



 

Beim Staatsakt in der Berliner Philharmonie erklärt der Bundeskanzler am 3. Oktober: „Jetzt 
kommt es darauf an, dass Deutschland auch wirtschaftlich und sozial möglichst rasch wieder 
eins wird. Das wird uns große Anstrengungen abfordern, und dafür werden wir auch Opfer 
bringen müssen.“ 

 
 

, 

1           Fernsehansprache des Bundeskanzlers Dr. Helmut Kohl am Vorabend des
Tages der Deutschen Einheit, 2. Oktober 1990 
(in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 118 vom 5.Oktober 1990, S. 1225). 

 
2           Fernsehansprache des Ministerpräsidenten der Deutschen Demokratischen 

Republik, Lothar de Maizière, am Vorabend des Tages der Deutschen Einheit
2. Oktober 1990 
(in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 118 vom 5.Oktober 1990, S. 1226). 

 
3 Botschaft des Bundeskanzlers an alle Regierungen der Welt, mit denen das 

vereinte Deutschland diplomatische Beziehungen unterhält 
(in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 118 vom 5.Oktober 1990, S. 1227). 

  



 

 
4           Fernsehansprache des Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika, 

George Bush, zur Vereinigung Deutschlands. 
(in: Reden und Erklärungen zur Deutschlandpolitik, Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung, S.145) 

 
5 Ansprache des Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker beim Staatsakt 

zum Tag der Deutschen Einheit in der Philharmonie in Berlin am 3.Oktober 
1990 
(in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 118 vom 5. Oktober 1990, S. 1232 - 1238). 

 
6 Regierungserklärung des Bundeskanzlers Dr. Helmut Kohl vor dem 

gesamtdeutschen Bundestag am 4.Oktober 1990 
(in: Bulletin der Bundesregierung Nr. 118 vom 5. Oktober 1990, S. 1240 - 1248). 

 
7           Glückwunschschreiben des Präsidenten der UdSSR, Michail Sergejewitsch 

Gorbatschow an Bundespräsident Dr. Richard von Weizsäcker. 
(in: Reden und Erklärungen zur Deutschlandpolitik, Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung, S. 171) 
 

















































 



Volkskammerwahl 1990 [Ergebnisse]

Amtliches Endergebnis der Wahlen zur 10. Volkskammer am 18. März 1990 *g

Wahlberechtigte 12.426.192 980 644 1.288.063 921 521 552 1.331.841 1.404.835 1.019.017 940 452 840 675 437 420 Wahlberechtigte
Wähler 11.604.190 890 601 1.202.780 866 485 521 1.243.860 1.328.907 943 879 424 788 621 409 402 Wähler
  Davon gültige Stimmen/Anteil 11.540.927 886 597 1.196.894 863 483 519 1.236.206 1.321.730 937 875 421 783 617 407 400   Davon gültige Stimmen/Anteil
  Davon Stimmen/Mandate/Anteil   Davon Stimmen/Mandate/Anteil
Christlich-Demokratische Union Deutschlands (CDU) 4.710.552 163 40,80% 162 6 18,30% 255 9 42,80% 538 19 45,00% 485 17 56,30% 134 5 27,80% 254 9 48,90% 558 19 45,10% 594 20 45,00% 371 13 39,60% 387 13 44,20% 152 5 36,00% 245 8 31,20% 212 7 34,30% 162 6 39,80% 202 7 50,60% Christlich-Demokratische Union Deutschlands (CDU)
Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) 2.525.473 88 21,90% 309 11 34,90% 115 4 19,30% 116 4 9,70% 162 6 18,70% 154 5 31,90% 86 3 16,50% 257 9 20,80% 207 7 15,60% 202 7 21,50% 240 8 27,50% 89 3 21,20% 269 10 34,40% 153 5 24,80% 103 4 25,40% 64 2 16,10% Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD)

99,40% 99,40% 99,50% 99,50%99,50% 99,40% 99,50% 99,30% 99,50% 99,30%
93,80% 92,00% 93,60% 95,70%

99,50% 99,60% 99,40% 99,50% 99,60% 99,50%
94,40% 93,40% 94,60% 92,60% 93,50% 93,70%

100,00% 100,00% 100,00% 100,00%
93,40% 90,80% 93,20% 93,40% 94,00% 93,20%

100,00% 100,00% 100,00% 100,00% 100,00% 100,00%
Potsdam Rostock Schwerin Suhl

100,00% 100,00% 100,00% 100,00% 100,00% 100,00%
Gera Halle Karl-Marx-Stadt Leipzig Magdeburg NeubrandenburgDDR (gesamt) Berlin Cottbus Dresden Erfurt Frankfurt (O.)

Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) 2.525.473 88 21,90% 309 11 34,90% 115 4 19,30% 116 4 9,70% 162 6 18,70% 154 5 31,90% 86 3 16,50% 257 9 20,80% 207 7 15,60% 202 7 21,50% 240 8 27,50% 89 3 21,20% 269 10 34,40% 153 5 24,80% 103 4 25,40% 64 2 16,10% Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD)
Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS) 1.892.329 66 16,40% 268 9 30,20% 107 4 17,90% 177 6 14,80% 86 3 9,90% 106 4 22,10% 65 2 12,50% 171 6 13,80% 149 5 11,30% 136 5 14,50% 124 4 14,20% 109 4 25,80% 130 4 16,60% 143 5 23,20% 72 3 17,80% 50 2 12,60% Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS)
Deutsche Soziale Union (DSU) 728 25 6,30% 20 1 2,20% 28 1 4,80% 165 6 13,80% 21 1 2,50% 17 0 3,50% 43 1 8,20% 34 1 2,80% 195 7 14,80% 95 3 10,10% 17 1 2,00% 9 0 2,00% 23 1 2,90% 17 1 2,80% 8 0 2,00% 36 1 8,90% Deutsche Soziale Union (DSU)
Bund Freier Demokraten DFP-LDP-F.D.P Die Liberalen 609 21 5,30% 27 1 3,00% 31 1 5,20% 66 2 5,50% 39 1 4,50% 20 1 4,20% 26 1 5,10% 123 4 10,00% 79 3 6,00% 50 2 5,40% 39 1 4,40% 13 0 3,00% 39 1 4,90% 21 1 3,40% 18 1 4,50% 17 1 4,10% Bund Freier Demokraten DFP-LDP-F.D.P Die Liberalen
Bündnis 90 336 12 2,90% 56 2 6,30% 16 1 2,70% 44 2 3,70% 16 1 1,80% 15 0 3,20% 13 0 2,60% 30 1 2,40% 27 1 2,10% 31 1 3,30% 17 1 1,90% 7 0 1,60% 30 1 3,80% 16 1 2,70% 10 0 2,50% 8 0 1,90% Bündnis 90
Demokratische Bauernpartei Deutschlands (DBD) 251 9 2,20% 4 0 0,50% 20 1 3,40% 34 1 2,80% 12 1,40% 14 0 2,90% 7 0 1,40% 22 1 1,80% 14 1,10% 15 1 1,60% 16 1 1,80% 26 1 6,30% 18 1 2,20% 27 1 4,40% 16 1 4,00% 6 0 1,40% Demokratische Bauernpartei Deutschlands (DBD)
Grüne Partei + Unabhängiger Frauenverband (Grüne Partei - UFV) 227 8 2,00% 24 1 2,70% 12 0 2,00% 21 1 1,80% 18 1 2,10% 11 0 2,20% 11 0 2,00% 20 1 1,60% 21 1 1,60% 17 1 1,90% 17 1 2,00% 8 0 1,80% 17 1 2,10% 12 0 1,90% 10 0 2,40% 9 0 2,30% Grüne Partei + Unabhängiger Frauenverband (Grüne Partei - UFV)
Demokratischer Aufbruch – sozial + ökologisch (DA) 106 4 0,90% 9 1 1,00% 5 0 0,80% 13 1 1,10% 16 1 1,90% 3 0 0,70% 9 0 1,70% 7 0 0,60% 13 1 1,00% 6 0 0,70% 6 0 0,70% 2 0 0,50% 6 0 0,80% 4 0 0,70% 2 0 0,60% 4 0 1,00% Demokratischer Aufbruch – sozial + ökologisch (DA)
National Demokratische Partei De tschlands (NDPD) 44 2 0 40% 2 0 0 20% 4 0 0 70% 6 1 0 50% 2 0 0 30% 2 0 0 40% 2 0 0 40% 4 1 0 30% 4 0 0 30% 3 0 0 30% 3 0 0 40% 3 0 0 70% 3 0 0 40% 2 0 0 40% 2 0 0 50% 2 0 0 40% National Demokratische Partei De tschlands (NDPD)National-Demokratische Partei Deutschlands (NDPD) 44 2 0,40% 2 0 0,20% 4 0 0,70% 6 1 0,50% 2 0 0,30% 2 0 0,40% 2 0 0,40% 4 1 0,30% 4 0 0,30% 3 0 0,30% 3 0 0,40% 3 0 0,70% 3 0 0,40% 2 0 0,40% 2 0 0,50% 2 0 0,40% National-Demokratische Partei Deutschlands (NDPD)
Demokratischer Frauenbund Deutschlands (DFD) 38 1 0,30% 5 0 0,40% 3 0 0,30% 2 0 0,50% 2 0 0,40% 5 1 0,40% 5 0 0,40% 4 0 0,40% 4 0 0,50% 2 0 0,60% 3 0 0,50% 2 0 0,40% Demokratischer Frauenbund Deutschlands (DFD)
Aktionsbündnis Vereinigte Linke (AVL) Die Nelken - VL 20 1 0,20% 3 1 0,30% 1 0 0,20% 2 0 0,10% 1 0 0,10% 937 0 0,20% 831 0 0,20% 2 0 0,20% 2 0 0,20% 1 0 0,10% 1 0 0,10% 693 0 0,20% 2 0 0,20% 1 0 0,20% 627 0 0,20% 578 0 0,10% Aktionsbündnis Vereinigte Linke (AVL) Die Nelken - VL
Alternative Jugendliste (AJL) DJP – GJ – MJV – FDJ 15 0 0,10% 768 0 0,10% 1 0 0,20% 1 0 0,10% 878 0 0,10% 812 0 0,20% 481 0 0,10% 1 0 0,10% 2 0 0,10% 1 0 0,10% 1 0 0,10% 598 0 0,10% 1 0 0,10% 832 0 0,10% 673 0 0,20% 602 0 0,20% Alternative Jugendliste (AJL) DJP – GJ – MJV – FDJ
CHRISTLICHE LIGA 11 0 0,10% 5 0 0,40% 6 0 0,40% CHRISTLICHE LIGA
Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) 9 0 0,10% 1 0 0,10% 596 0 0,10% 973 0 0,10% 624 0 0,10% 689 0 0,10% 372 0 0,10% 1 0 0,10% 840 0 0,10% 889 0 0,10% 689 0 0,10% 581 0 0,10% 354 0 0,10% Kommunistische Partei Deutschlands (KPD)
Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands (USPD) 4 0 0,00% 595 0 0,10% 823 0 0,10% 534 0 0,10% 1 0 0,20% 450 0 0,10% 245 0 0,10% Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands (USPD)
Europäische Föderalistische Partei Europa Partei (EFP) 4 0 0,00% 292 0 0,00% 281 0 0,00% 855 0 0,10% 240 0 0,00% 433 0 0,00% 440 0 0,00% 317 0 0,00% 246 0 0,10% 307 0 0,00% 225 0 0,10% Europäische Föderalistische Partei Europa Partei (EFP)
Unabhängige Volkspartei (UVP) 3 0 0,00% 298 0 0,00% 1 0 0,10% 370 0 0,10% 489 0 0,00% 360 0 0,00% 288 0 0,00% Unabhängige Volkspartei (UVP)
Deutsche Biertrinker Union (DBU) 3 0 0,00% 3 0 0,40% Deutsche Biertrinker Union (DBU)
Spartakist-Arbeiterpartei Deutschlands (SpAD) 2 0 0,00% 620 0 0,10% 838 0 0,10% 511 0 0,10% 448 0 0,10% Spartakist-Arbeiterpartei Deutschlands (SpAD)
Einheit jetzt 2 0 0,00% 485 0 0,10% 1 0 0,10% 850 0 0,10% Einheit jetzt
Bund Sozialistischer Arbeiter (BSA) Deutsche Sektion der 4. Internationale 386 0 0,00% 386 0 0,00% Bund Sozialistischer Arbeiter (BSA) Deutsche Sektion der 4. Internationale
Vereinigung der Arbeitskreise für Arbeitnehmerpolitik und Demokratie 380 0 0,00% 167 0 0,00% 213 0 0,00% Vereinigung der Arbeitskreise für Arbeitnehmerpolitik und Demokratie
Europa-Union der DDR 0 0 0,00% Europa-Union der DDR
Gültige Stimmen/Mandate – Gesamt 11.540.927 400 100% 886 33 100% 597 21 100% 1.196.894 43 100% 863 31 100% 483 15 100% 519 16 100% 1.236.206 44 100% 1.321.730 45 100% 937 33 100% 875 30 100% 421 13 100% 783 27 100% 617 21 100% 407 15 100% 400 13 100% Gültige Stimmen/Mandate – GesamtGültige Stimmen/Mandate – Gesamt 11.540.927 400 100% 886 33 100% 597 21 100% 1.196.894 43 100% 863 31 100% 483 15 100% 519 16 100% 1.236.206 44 100% 1.321.730 45 100% 937 33 100% 875 30 100% 421 13 100% 783 27 100% 617 21 100% 407 15 100% 400 13 100% Gültige Stimmen/Mandate – Gesamt

Quellen: Wahlkommission der DDR, Endgültiges Ergebnis der Wahlen zur Volkskammer der DDR am 18. März 1990, Berlin 1990; Amtliches Endergebnis der Wahlen zur Volkskammer am 18. März 1990, Neues Deutschland vom 24.03.1990, S. 5. Für die Hinweise zur und die Bereitstellung der ersten Quelle geht unser Dank an das Amt für Statistik und Wahlen der Stadt Leipzig und den Landeswahlleiter des Landes Berlin.

Anmerkungen: Die in der Tabelle farblich hervorgehobenen Zahlen wurden durch eine Berichtigung des Amtliches Endergebnisses vom 23.03.1990 des Kreises Querfurt (Wahlkreises Halle) gegenüber diesem geändert. Die Europa-Union der DDR (EU der DDR) ist nicht zur Wahl angetreten.

Links

(Unberichtigtes) Amtliches Endergebnis vom 23.03.1990 der Wahlen zur Volkskammer am 18.03.1990
15 Jahre demokratisches Volkskammerwahlgesetz – Meldung vom 20.02.2005
Wahlsystem zur Wahl der DDR-Volkskammer am 18.03.1990
Wahlsystem zur Wahl der DDR-Volkskammer bis 1986
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Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik 
(Staatsvertrag) vom 18. Mai 1990  
Die hohen Vertragsschließenden Seiten - DANK DER TATSACHE, daß in der Deutschen 
Demokratischen Republik im Herbst 1989 eine friedliche und demokratische Revolution 
stattgefunden hat, ENTSCHLOSSEN, in Freiheit die Einheit Deutschlands in einer 
europäischen Friedensordnung alsbald zu vollenden, IN DEM GEMEINSAMEN WILLEN, die 
Soziale Marktwirtschaft als Grundlage für die weitere wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Entwicklung mit sozialem Ausgleich und sozialer Absicherung und Verantwortung gegenüber 
der Umwelt auch in der Deutschen Demokratischen Republik einzuführen und hierdurch die 
Lebens- und Beschäftigungsbedingungen ihrer Bevölkerung stetig zu verbessern, 
AUSGEHEND VON DEM BEIDERSEITIGEN WUNSCH, durch die Schaffung einer 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion einen ersten bedeutsamen Schritt in Richtung auf 
die Herstellung der staatlichen Einheit nach Artikel 23 des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland als Beitrag zur europäischen Einigung unter Berücksichtigung 
der Tatsache zu unternehmen, daß die äußeren Aspekte der Herstellung der Einheit 
Gegenstand der Gespräche mit den Regierungen der Französischen Republik, der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika sind, IN DER ERKENNTNIS, daß mit 
der Herstellung der staatlichen Einheit die Entwicklung föderativer Strukturen in der 
Deutschen Demokratischen Republik einhergeht. IN DEM BEWUSSTSEIN, daß die 
Regierungen dieses Vertrages die Anwendung des Rechts der Europäischen 
Gemeinschaften nach Herstellung der staatlichen Einheit gewährleisten sollen - SIND 
ÜBEREINGEKOMMEN, einen Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion mit den nachfolgenden Bestimmungen zu schließen:  

 

KAPITEL I - Grundlagen  

 

ARTIKEL 1 - Gegenstand des Vertrages (1) Die Vertragsparteien errichten eine Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion. (2) Die Vertragsparteien bilden beginnend mit dem 1. Juli 1990 
eine Währungsunion mit einem einheitlichen Währungsgebiet und der Deutschen Mark als 
gemeinsamer Währung. Die Deutsche Bundesbank ist die Währungs- und Notenbank dieses 
Währungsgebiets. Die auf Mark der Deutschen Demokratischen Republik lautenden 
Verbindlichkeiten und Forderungen werden nach Maßgabe dieses Vertrags auf Deutsche 
Mark umgestellt. (3) Grundlage der Wirtschaftsunion ist die Soziale Marktwirtschaft als 
gemeinsame Wirtschaftsordnung beider Vertragsparteien. Sie wird insbesondere bestimmt 
durch Privateigentum, Leistungswettbewerb, freie Preisbildung und grundsätzlich volle 
Freizügigkeit von Arbeit, Kapital, Gütern und Dienstleistungen; hierdurch wird die gesetzliche 
Zulassung besonderer Eigentumsformen für die Beteiligung der öffentlichen Hand oder 
anderer Rechtsträger am Wirtschaftsverkehr nicht ausgeschlossen, soweit private 
Rechtsträger dadurch nicht diskriminiert werden. Sie trägt den Erfordernissen des 
Umweltschutzes Rechnung. (4) Die Sozialunion bildet mit der Währungs- und 



Wirtschaftsunion eine Einheit. Sie wird insbesondere bestimmt durch eine der Sozialen 
Marktwirtschaft entsprechende Arbeitsrechtsordnung und ein auf den Prinzipien der 
Leistungsgerechtigkeit und des sozialen Ausgleichs beruhendes umfassendes System der 
sozialen Sicherung. 

 

ARTIKEL 2 - Grundsätze (1) Die Vertragsparteien bekennen sich zur freiheitlichen, 
demokratischen, föderativen, rechtsstaatlichen und sozialen Grundordnung. Zur 
Gewährleistung der in diesem Vertrag oder in Ausführung dieses Vertrags begründeten 
Rechte garantieren sie insbesondere die Vertragsfreiheit, Gewerbe-, Niederlassungs- und 
Berufsfreiheit, die Freizügigkeit von Deutschen in dem gesamten Währungsgebiet, die 
Freiheit zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbindungen Vereinigungen 
zu bilden, sowie nach Maßgabe der Anlage IX das Eigentum privater Investoren an Grund 
und Boden sowie an Produktionsmitteln. (2) Entgegenstehende Vorschriften der Verfassung 
der Deutschen Demokratischen Republik über die Grundlagen ihrer bisherigen 
sozialistischen Gesellschafts- und Staatsordnung werden nicht mehr angewendet.  

 

ARTIKEL 3 - Rechtsgrundlagen Für die Errichtung der Währungsunion und die 
Währungsumstellung gelten die in der Anlage I aufgeführten vereinbarten Bestimmungen. 
Bis zur Errichtung der Währungsunion werden die in der Anlage II bezeichneten 
Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland auf den Gebieten des Währungs-, 
Kredit-, Geld- und Münzwesens sowie der Wirtschafts- und Sozialunion in der Deutschen 
Demokratischen Republik in Kraft gesetzt; danach gelten sie in der jeweiligen Fassung im 
gesamten Währungsgebiet nach Maßgabe der Anlage II, soweit sich aus diesem Vertrag 
nichts anderes ergibt. Die Deutsche Bundesbank, das Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen und das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen üben die ihnen nach 
diesem Vertrag und nach diesen Rechtsvorschriften zustehenden Befugnisse im gesamten 
Geltungsbereich dieses Vertrags aus.  

 

ARTIKEL 4 - Rechtsanpassung (1) Für die mit der Errichtung der Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion erforderliche Rechtsanpassung in der Deutschen Demokratischen Republik 
gelten die in Artikel 2 Absatz 1 niedergelegten Grundsätze und die im Gemeinsamen 
Protokoll vereinbarten Leitsätze; fortbestehendes Recht ist gemäß diesen Grund- und 
Leitsätzen auszulegen und anzuwenden. Die Deutsche Demokratische Republik hebt bis zur 
Errichtung der Währungsunion die in der Anlage III bezeichneten Vorschriften auf oder 
ändert sie und erläßt die in der Anlage IV bezeichneten neuen Rechtsvorschriften, soweit 
nicht im Vertrag oder in den Anlagen ein anderer Zeitpunkt festgelegt ist. (2) Die in der 
Bundesrepublik Deutschland beabsichtigten Änderungen von Rechtsvorschriften sind in der 
Anlage V aufgeführt. Die in der Deutschen Demokratischen Republik beabsichtigten 
Regelungen sind in der Anlage VI aufgeführt. (3) Bei der Übermittlung personenbezogener 
Informationen gelten die in der Anlage VII enthaltenen Grundsätze.  

 



ARTIKEL 5 - Amtshilfe Die Behörden der Vertragsparteien leisten sich nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts bei der Durchführung dieses Vertrages Amtshilfe. Artikel 32 bleibt 
unberührt.  

 

ARTIKEL 6 - Rechtsschutz (1) Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen durch 
diesen Vertrag oder in Ausführung dieses Vertrags gewährleisteten Rechten verletzt, so 
steht ihm der Rechtsweg zu den Gerichten offen. Soweit eine andere Zuständigkeit nicht 
begründet ist, ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. (2) Die Deutsche Demokratische 
Republik gewährleistet gerichtlichen Rechtsschutz einschließlich eines effektiven 
einstweiligen Rechtsschutzes. Soweit für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten keine 
besonderen Gerichte bestehen, werden Spezialspruchkörper bei den ordentlichen Gerichten 
eingerichtet. Die Zuständigkeit für diese Streitigkeiten wird bei bestimmten Kreis- und 
Bezirksgerichten konzentriert. (3) Bis zum Aufbau einer besonderen Arbeitsgerichtsbarkeit 
werden Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern aus dem 
Arbeitsverhältnis von neutralen Schiedsstellen entschieden, die paritätisch mit Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern sowie einem neutralen Vorsitzenden zu besetzen sind. Gegen ihre 
Entscheidung können die staatlichen Gerichte angerufen werden. (4) Die Deutsche 
Demokratische Republik läßt eine freie Schiedsgerichtsbarkeit auf dem Gebiet des 
Privatrechts zu.  

 

ARTIKEL 7 - Schiedsgericht (1) Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung dieses 
Vertrags einschließlich des Gemeinsamen Protokolls und der Anlagen werden durch die 
Regierungen der beiden Vertragsparteien im Verhandlungswege beigelegt. (2) Kann eine 
Streitigkeit auf diese Weise nicht beigelegt werden, so kann jede Vertragspartei die 
Streitigkeit einem Schiedsgericht zur Entscheidung vorlegen. Die Vorlage ist unabhängig 
davon zulässig, ob in der Angelegenheit gemäß Artikel 6 ein staatliches Gericht zuständig 
ist. (3) Das Schiedsgericht setzt sich aus einem Präsidenten und vier Mitgliedern zusammen. 
Innerhalb einer Frist von einem Monat nach Inkrafttreten dieses Vertrags ernennt die 
Regierung einer jeden Vertragspartei zwei ordentliche und zwei stellvertretende Mitglieder. 
Innerhalb der gleichen Frist werden der Präsident und der Stellvertreter des Präsidenten im 
Einvernehmen zwischen den Regierungen der beiden Vertragsparteien ernannt. Werden die 
in Satz 2 und 3 genannten Fristen nicht eingehalten, so werden die erforderlichen 
Ernennungen vom Präsidenten des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften 
vorgenommen. (4) Die Amtszeit beträgt zwei Jahre. (5) Der Präsident und die Mitglieder des 
Schiedsgerichts üben ihr Amt unabhängig und frei von Weisungen aus. Vor Beginn ihrer 
Tätigkeit übernehmen der Präsident und die Mitglieder des Schiedsgerichts die 
Verpflichtung, ihre Aufgabe unabhängig und gewissenhaft zu erfüllen und das 
Beratungsgeheimnis zu wahren. (6) Die Bestimmungen über die Einberufung und das 
Verfahren des Schiedsgerichts sind in der Anlage VII geregelt. 

 

ARTIKEL 8 - Gemeinsamer Regierungsausschuß Die Vertragsparteien bilden einen 
Gemeinsamen Regierungsausschuß. Sie werden in diesem Ausschuß Fragen der 
Durchführung des Vertrages erörtern und - soweit erforderlich - das notwendige 
Einvernehmen herstellen. Zu den Aufgaben des Ausschusses gehört auch die Beilegung von 
Streitigkeiten gemäß Artikel 7 Absatz 1.  



 

ARTIKEL 9 - Vertragsänderungen Erscheinen Änderungen oder Ergänzungen dieses 
Vertrags erforderlich, um eines seiner Ziele zu verwirklichen, so werden sie zwischen den 
Regierungen der Vertragsparteien vereinbart.  

 

KAPITEL II - BESTIMMUNGEN ÜBER DIE WÄHRUNGSUNION  

 

ARTIKEL 10 - Voraussetzungen und Grundsätze (1) Durch die Errichtung einer 
Währungsunion zwischen den Vertragsparteien ist die Deutsche Mark Zahlungsmittel, 
Rechnungseinheit und Wertaufbewahrungsmittel im gesamten Währungsgebiet. Zu diesem 
Zweck wird die geldpolitische Verantwortung der Deutschen Bundesbank als alleiniger 
Emissionsbank dieser Währung auf das gesamte Währungsgebiet ausgeweitet. Das Recht 
zur Ausgabe von Münzen obliegt ausschließlich der Bundesrepublik Deutschland. (2) Die 
Nutzung der Vorteile der Währungsunion setzt einen stabilen Geldwert für die Wirtschaft der 
Deutschen Demokratischen Republik voraus, ebenso muß die Währungsstabilität in der 
Bundesrepublik Deutschland gewährleistet bleiben. Die Vertragsparteien wählen deshalb 
Umstellungsmodalitäten, die keine Inflationsimpulse im Gesamtbereich der Währungsunion 
entstehen lassen und gleichzeitig die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen in der 
Deutschen Demokratischen Republik stärken. (3) Die Deutsche Bundesbank regelt durch 
den Einsatz ihrer Instrumente in eigener Verantwortung, gemäß Paragraph 12 
Bundesbankgesetz unabhängig von Weisungen der Regierungen der Vertragsparteien, den 
Geldumlauf und die Kreditversorgung im gesamten Währungsgebiet mit dem Ziel, die 
Währung zu sichern. 

 

(4) Voraussetzung für die monetäre Steuerung ist, daß die Deutsche Demokratische 
Republik ein marktwirtschaftliches Kreditsystem aufbaut. Dazu gehört ein nach 
privatwirtschaftlichen Grundsätzen operierendes Geschäftsbankensystem im Wettbewerb 
privater, genossenschaftlicher und öffentlich-rechtlicher Banken, ein freier Geld- und 
Kapitalmarkt und eine nicht reglementierte Zinsbildung an Finanzmärkten. (5) Um die in den 
Absätzen 1 bis 4 bezeichneten Ziele zu erreichen, vereinbaren die Vertragsparteien nach 
näherer Maßgabe der in der Anlage I niedergelegten Bestimmungen folgende Grundsätze 
für die Währungsunion: - Mit Wirkung vom 1. Juli 1990 wird die Deutsche Mark als Währung 
in der Deutschen Demokratischen Republik eingeführt. Die von der Deutschen Bundesbank 
ausgegebenen, auf Deutsche Mark lautenden Banknoten und die von der Bundesrepublik 
Deutschland ausgegebenen, auf Deutsche Mark oder Pfennig lautenden Bundesmünzen 
sind vom 1. Juli 1990 an alleiniges gesetzliches Zahlungsmittel. - Löhne, Gehälter, 
Stipendien, Renten, Mieten und Pachten sowie weitere wiederkehrende Zahlungen werden 
im Verhältnis 1 zu 1 umgestellt. - Alle anderen auf Mark der Deutschen Demokratischen 
Republik lautenden Forderungen und Verbindlichkeiten werden grundsätzlich im Verhältnis 2 
zu 1 auf Deutsche Mark umgestellt. - Die Umstellung von auf Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik lautenden Banknoten und Münzen ist nur für Personen oder 
Stellen mit Wohnsitz oder Sitz in der Deutschen Demokratischen Republik über Konten bei 
Geldinstituten in der Deutschen Demokratischen Republik möglich, auf die die 
umzustellenden Bargeldbeträge eingezahlt werden können. - Guthaben bei Geldinstituten 



von natürlichen Personen mit Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen Republik werden 
auf Antrag bis zu bestimmten Betragsgrenzen im Verhältnis 1 zu 1 umgestellt, wobei eine 
Differenzierung nach dem Lebensalter der Berechtigten stattfindet. - Sonderregelungen 
gelten für Guthaben von Personen, deren Wohnsitz oder Sitz sich außerhalb der Deutschen 
Demokratischen Republik befindet. - Mißbräuchen wird entgegengewirkt. (6) Nach einer 
Bestandsaufnahme des volkseigenen Vermögens und seiner Ertragsfähigkeit nach seiner 
vorrangigen Nutzung für die Strukturanpassung der Wirtschaft und für die Sanierung des 
Staatshaushalts wird die Deutsche Demokratische Republik nach Möglichkeit vorsehen, daß 
den Sparern zu einem späteren Zeitpunkt für den bei der Umstellung 2 zu 1 reduzierten 
Betrag ein verbrieftes Anteilsrecht am volkseigenen Vermögen eingeräumt werden kann. (7) 
Die Deutsche Bundesbank übt die ihr nach diesem Vertrag und nach dem Gesetz über die 
Deutsche Bundesbank zustehenden Befugnisse im gesamten Währungsgebiet aus. Sie 
errichtet zu diesem Zweck eine Vorläufige Verwaltungsstelle in Berlin mit bis zu fünfzehn 
Filialen in der Deutschen Demokratischen Republik, wozu die Betriebsstellen der Staatsbank 
der Deutschen Demokratischen Republik genutzt werden.  

KAPITEL III - BESTIMMUNGEN ÜBER DIE WIRTSCHAFTSUNION  

 

ARTIKEL 11 - Wirtschaftspolitische Grundlagen (1) Die Deutsche Demokratische Republik 
stellt sicher, daß ihre wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen mit der Sozialen 
Marktwirtschaft in Einklang stehen. Die Maßnahmen werden so getroffen, daß sie im 
Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig zur Stabilität des Preisniveaus, zu 
einem hohen Beschäftigungsstand und zu außenwirtschaftlichem Gleichgewicht bei stetigem 
und angemessenem Wirtschaftswachstum beitragen. (2) Die Deutsche Demokratische 
Republik schafft Rahmenbedingungen für die Entfaltung der Marktkräfte und der 
Privatinitiative, um den Strukturwandel, die Schaffung moderner Arbeitsplätze, eine breite 
Basis aus kleinen und mittleren Unternehmen sowie freien Berufen und den Schutz der 
Umwelt zu fördern. Die Unternehmensverfassung wird so gestaltet, daß sie auf den in Artikel 
1 beschriebenen Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft mit der freien Entscheidung der 
Unternehmen über Produkte, Mengen, Produktionsverfahren, Investitionen, 
Arbeitsverhältnisse, Preise und Gewinnverwendung beruht. (3) Die Deutsche Demokratische 
Republik richtet ihre Politik unter Beachtung ihrer gewachsenen außenwirtschaftlichen 
Beziehungen mit den Ländern des Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe schrittweise auf 
das Recht und die wirtschaftspolitischen Ziele der Europäischen Gemeinschaften aus. (4) 
Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik wird bei Entscheidungen, welche 
die wirtschaftspolitischen Grundsätze der Absätze 1 und 2 berühren, das Einvernehmen mit 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen des Gemeinsamen 
Regierungsausschusses nach Artikel 8 herstellen. 

 

ARTIKEL 12 - Innerdeutscher Handel (1) Das zwischen den Vertragsparteien vereinbarte 
Berliner Abkommen vom 20. September 1951 wird im Hinblick auf die Währungs- und 
Wirtschaftsunion angepaßt. Der dort geregelte Verrrechnungsverkehr wird beendet und der 
Abschlußsaldo des Swing wird ausgeglichen. Bestehende Verpflichtungen werden in 
Deutsche Mark abgewickelt. (2) Die Vertragsparteien stellen sicher, daß Waren, die nicht 
Ursprungswaren der Bundesrepublik Deutschland oder der Deutschen Demokratischen 
Republik sind, über die innerdeutsche Grenze in einem zollamtlich überwachten Verfahren 



befördert werden. (3) Die Vertragsparteien sind bestrebt, so bald wie möglich die 
Voraussetzungen für einen vollständigen Wegfall der Kontrollen an der innerdeutschen 
Grenze zu schaffen. 

 

ARTIKEL 13 - Außenwirtschaft (1) Bei der Gestaltung des freien Außenwirtschaftsverkehrs 
trägt die Deutsche Demokratische Republik den Grundsätzen eines freien Welthandels, wie 
sie insbesondere im Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen (GATT) zum Ausdruck 
kommen, Rechnung. Die Bundesrepublik Deutschland wird zur weiteren Integration der 
Wirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik in die Weltwirtschaft ihre Erfahrungen 
umfassend zur Verfügung stellen. (2) Die gewachsenen außenwirtschaftlichen Beziehungen 
der Deutschen Demokratischen Republik, insbesondere bestehende vertragliche 
Verpflichtungen gegenüber den Ländern des Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe, 
genießen Vertrauensschutz. Sie werden unter Berücksichtigung der Gegebenheiten der 
Währungs- und Wirtschaftsunion und der Interessen aller Beteiligten fortentwickelt sowie 
unter Beachtung marktwirtschaftlicher Grundsätze ausgebaut. Soweit erforderlich, werden 
bestehende vertragliche Verpflichtungen von der Deutschen Demokratischen Republik im 
Einvernehmen mit ihren Vertragspartnern an diese Gegebenheiten angepaßt. (3) Zur 
Vertretung der außenwirtschaftlichen Interessen arbeiten die Vertragsparteien unter 
Beachtung der Zuständigkeiten der Europäischen Gemeinschaften eng zusammen.  

 

ARTIKEL 14 - Strukturanpassung der Unternehmen Um die notwendige Stukturanpassung 
der Unternehmen in der Deutschen Demokratischen Republik zu fördern, wird die Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik im Rahmen der haushaltspolitischen Möglichkeiten 
während einer Übergangszeit Maßnahmen ergreifen, die eine rasche strukturelle Anpassung 
der Unternehmen an die neuen Marktbedingungen erleichtern. Über die konkrete 
Ausgestaltung der Maßnahmen verständigen sich die Regierungen der Vertragsparteien. Ziel 
ist es, auf der Grundlage der Sozialen Marktwirtschaft die Leistungsfähigkeit der 
Unternehmen zu verstärken und durch die Entfaltung privater Initiative eine breit gefächerte, 
moderne Wirtschaftsstruktur auch mit möglichst vielen kleinen und mittleren Betrieben in der 
Deutschen Demokratischen Republik zu erreichen, um so die Grundlage für mehr Wachstum 
und zukunftssichere Arbeitsplätze zu schaffen.  

 

ARTIKEL 15 - Agrar- und Ernährungswirtschaft (1) Wegen der zentralen Bedeutung der 
Regelungen der Europäischen Gemeinschaften für die Agrar- und Ernährungswirtschaft führt 
die Deutsche Demokratische Republik ein Preisstützungs- und Außenschutzsystem 
entsprechend dem EG-Marktordnungssystem ein, so daß sich die landwirtschaftlichen 
Erzeugerpreise in der Deutschen Demokratischen Republik denen in der Bundesrepublik 
Deutschland angleichen. Die Deutsche Demokratische Republik wird keine Abschöpfungen 
und Erstattungen gegenüber den Europäischen Gemeinschaften einführen, soweit diese 
entsprechend verfahren. (2) Für die Warenbereiche, für die die Einführung eines 
vollständigen Preisstützungssystems noch nicht sofort mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages 
möglich ist, können Übergangslösungen angewandt werden. Bis zur rechtlichen Integration 
der Agrar- und Ernährungswirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik in den EG-
Agrarmarkt sind bei sensiblen Agrarerzeugnissen im Handel zwischen den Vertragsparteien 
spezifische mengenmäßige Regelungsmechanismen möglich. (3) Unbeschadet der 



Maßnahmen nach Artikel 14 wird die Deutsche Demokratische Republik im Rahmen der 
haushaltspolitischen Möglichkeiten während einer Übergangszeit den in der Agrar- und 
Ernährungswirtschaft erforderlichen strukturellen Anpassungsprozeß zur Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe, zur umwelt- und qualitätsorientierten Produktion sowie 
zur Vermeidung von Überschüssen durch geeignete Maßnahmen fördern. (4) Über die 
konkrete Ausgestaltung der in den Absätzen 2 und 3 genannten Maßnahmen verständigen 
sich die Regierungen der Vertragsparteien. 

 

ARTIKEL 16 - Umweltschutz (1) Der Schutz von Menschen, Tieren und Pflanzen, Boden, 
Wasser, Luft, Klima und Landschaft sowie von Kultur- und sonstigen Sachgütern vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen ist besonderes Anliegen beider Vertragsparteien. Sie 
lassen sich dabei von dem Vorsorge-, Verursacher- und Kooperationsprinzip leiten. Sie 
streben die schnelle Verwirklichung einer deutschen Umweltunion an. (2) Die Deutsche 
Demokratische Republik trifft Regelungen, die mit Inkrafttreten dieses Vertrags sicherstellen, 
daß auf ihrem Gebiet für neue Anlagen und Einrichtungen die in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Sicherheits- und Umweltschutzanforderungen Voraussetzung für die 
Erteilung umweltrechtlicher Genehmigungen sind. Für bestehende Anlagen und 
Einrichtungen trifft die Deutsche Demokratische Republik Regelungen, die möglichst schnell 
zu entsprechenden Anforderungen führen. (3) Die Deutsche Demokratische Republik wird 
parallel zur Entwicklung des föderativen Staatsaufbaus auf Länderebene und mit dem 
Entstehen einer Verwaltungsgerichtsbarkeit das Umweltrecht der Bundesrepublik 
Deutschland übernehmen. (4) Bei der weiteren Gestaltung eines gemeinsamen 
Umweltrechtes werden die Umweltanforderungen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik so schnell wie möglich auf hohem Niveau angeglichen 
und weiterentwickelt. (5) Die Deutsche Demokratische Republik harmonisiert die 
Bestimmungen zur staatlichen Förderung von Umweltschutzmaßnahmen mit denen der 
Bundesrepublik Deutschland. 

 

KAPITEL IV - BESTIMMUNGEN ÜBER DIE SOZIALUNION 

 

ARTIKEL 17 - Grundsätze der Arbeitsrechtsordnung In der Deutschen Demokratischen 
Republik gelten Koalitionsfreiheit, Tarifautonomie, Arbeitskampfrecht, Betriebsverfassung, 
Unternehmensmitbestimmung und Kündigungsschutz entsprechend dem Recht der 
Bundesrepublik Deutschland; näheres ergibt sich aus dem Gemeinsamen Protokoll über die 
Leitsätze und den Anlagen II und III.  

 

ARTIKEL 18 - Grundsätze der Sozialversicherung (1) Die Deutsche Demokratische Republik 
führt ein gegliedertes System der Sozialversicherung ein, für das folgende Grundsätze 
gelten: 1. Renten-, Kranken-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung werden jeweils durch 
Selbstverwaltungskörperschaften des öffentlichen Rechts unter der Rechtsaufsicht des 
Staates durchgeführt. 2. Die Renten-, Kranken-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung 
einschließlich der Arbeitsförderung werden vor allem durch Beiträge finanziert. Die Beiträge 
zur Renten-, Kranken- und Arbeitslosenversicherung werden grundsätzlich je zur Hälfte von 



Arbeitnehmern und Arbeitgebern entsprechend den Beitragssätzen in der Bundesrepublik 
Deutschland und zur Unfallversicherung von Arbeitgebern getragen. 3. Lohnersatzleistungen 
orientieren sich an der Höhe der versicherten Entgelte. (2) Zunächst werden die Aufgaben 
der Renten-, Kranken- und Unfallversicherung von einem gemeinsamen Träger 
durchgeführt; die Einnahmen und Ausgaben werden getrennt nach den Versicherungsarten 
erfaßt und abgerechnet. Möglichst bis zum 1. Januar 1991 werden für die Renten-, Kranken- 
und Unfallversicherung eigenständige Träger gebildet. Ziel dabei ist eine 
Organisationsstruktur der Sozialversicherung, die der in der Bundesrepublik Deutschland 
entspricht. (3) In der Deutschen Demokratischen Republik kann für eine Übergangszeit die 
bestehende und umfassende Sozialversicherungspflicht beibehalten werden. Für 
Selbständige und freiberuflich Tätige soll der Nachweis einer ausreichenden anderweitigen 
Sicherung und eine Befreiung von Sozialversicherungspflicht vorgesehen werden. In diesem 
Zusammenhang wird die Errichtung von berufsständischen Versorgungswerken außerhalb 
der Rentenversicherung ermöglicht. (4) Lohnempfänger, deren Lohneinkünfte im letzten 
Lohnabrechnungszeitraum vor dem 1. Juli 1990 einem besonderen Steuersatz gemäß 
Paragraph 10 der Verordnung vom 22. Dezember 1952 über die Besteuerung des 
Arbeitseinkommens (GBl. Nr. 182, S.1413) unterlagen, erhalten bis zum 31. Dezember 1990 
zu ihrem Rentenversicherungsbeitrag einen Zuschuß bei einem Montaslohn 

- bis 600 Deutsche Mark in Höhe von 30 Deutsche Mark,  

- über 600 bis 700 Deutsche Mark in Höhe von 20 Deutsche Mark,  

- über 700 bis 800 Deutsche Mark in Höhe von 10 Deutsche Mark,  

Lohneinkünfte aus mehreren Arbeitsverhältnissen werden zusammengerechnet. Der 
Zuschuß wird dem Lohnempfänger vom Arbeitgeber ausgezahlt. Der Arbeitgeber erhält 
diese Aufwendungen auf Antrag aus dem Staatshaushalt erstattet. (5) Die 
Versicherungspflicht- und Beitragsbemessungsgrenzen werden nach den Grundsätzen des 
Sozialversicherungsrechts der Bundesrepublik Deutschland festgelegt.  

 

ARTIKEL 19 - Arbeitslosenversicherung und Arbeitsförderung Die Deutsche Demokratische 
Republik führt ein System der Arbeitslosenversicherung einschließlich Arbeitsförderung ein, 
das den Regelungen des Arbeitsförderungsgesetzes der Bundesrepublik Deutschland 
entspricht. Dabei haben Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik, wie berufliche Bildung 
und Umschulung, besondere Bedeutung. Belange der Frauen und Behinderten werden 
berücksichtigt. In der Übergangsphase wird Besonderheiten in der Deutsche Demokratische 
Republik Rechnung getragen. Die Regierungen beider Vertragsparteien werden beim Aufbau 
der Arbeitslosenversicherung einschließlich Arbeitsförderung eng zusammenarbeiten.  

 

ARTIKEL 20 - Rentenversicherung (1) Die Deutsche Demokratische Republik leitet alle 
erforderlichen Maßnahmen ein, um ihr Rentenrecht an das auf dem Grundsatz der Lohn- 
und Beitragsbezogenheit beruhende Rentenversicherungsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland anzugleichen. Dabei wird in einer Übergangszeit von fünf Jahren für die 
rentennahen Jahrgänge dem Grundsatz des Vertrauensschutzes Rechnung getragen. (2) 
Die Rentenversicherung verwendet die ihr zur Verfügung stehenden Mittel ausschließlich zur 
Erfüllung der ihr obliegenden Aufgaben bei Rehabilitation, Invalidität, Alter und Tod. Die 



bestehenden Zusatz- und Sonderversorgungssysteme werden grundsätzlich zum 1. Juli 
1990 geschlossen. Bisher erworbene Ansprüche und Anwartschaften werden in die 
Rentenversicherung überführt, wobei Leistungen aufgrund von Sonderregelungen mit dem 
Ziel überprüft werden, ungerechtfertigte Leistungen abzuschaffen und überhöhte Leistungen 
abzubauen. Die der Rentenversicherung durch die Überführung entstehenden 
Mehraufwendungen werden ihr aus dem Staatshaushalt erstattet. (3) Die Bestandsrenten 
der Rentenversicherung werden bei Umstellung auf Deutsche Mark auf ein 
Nettorentenniveau festgesetzt, das bei einem Rentner mit 45 
Versicherungsjahren/Arbeitsjahren, dessen Verdienst jeweils dem volkswirtschaftlichen 
Durchschnittsverdienst entsprochen hat, 70 vom Hundert des durchschnittlichen 
Nettoarbeitsverdienstes in der Deutschen Demokratischen Republik beträgt. Bei einer 
größeren oder geringeren Zahl von Versicherungsjahren/Arbeitsjahren ist der Prozentsatz 
entsprechend höher oder niedriger. Basis für die Berechnung des Anhebungssatzes der 
individuell bezogenen Renten ist die nach Zugangsjahren gestaffelte Rente eines 
Durchschnittsverdieners in der Deutschen Demokratischen Republik, der von seinem 
Einkommen neben den Pflichtbeiträgen zur Sozialversicherung volle Beiträge zur freiwilligen 
Zusatzversicherung der Deutschen Demokratischen Republik gezahlt hat. Soweit hiernach 
eine Anhebung nicht erfolgt, wird eine Rente in Deutscher Mark gezahlt, die der Höhe der 
früheren Rente in Mark der Deutschen Demokratischen Republik entspricht. Die 
Hinterbliebenenrenten werden von der Rente abgeleitet, die der Verstorbene nach der 
Umstellung erhalten hätte. (4) Die Renten der Rentenversicherung werden entsprechend der 
Entwicklung der Nettolöhne und -gehälter in der Deutschen Demokratischen Republik 
angepaßt. (5) Die freiwillige Zusatzrentenversicherung in der Deutschen Demokratischen 
Republik wird geschlossen. (6) Die Deutsche Demokratische Republik beteiligt sich an den 
Ausgaben ihrer Rentenversicherung mit einem Staatszuschuß. (7) Personen, die nach dem 
18. Mai 1990 ihren gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Gebiet der einen Vertragspartei in das 
Gebiet der anderen Vertragspartei verlegt haben, erhalten von dem bisher zuständigen 
Rentenversicherungsträger ihre nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften berechnete 
Rente für die dort zurückgelegten Zeiten.  

 

ARTIKEL 21 - Krankenversicherung (1) Die Deutsche Demokratische Republik leitet alle 
erforderlichen Maßnahmen ein, um ihr Krankenversicherungsrecht an das der 
Bundesrepublik Deutschland anzugleichen. (2) Leistungen, die bisher nach den 
Rechtsvorschriften der Deutschen Demokratischen Republik aus der Krankenversicherung 
finanziert worden sind, die aber nach den Rechtsvorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland nicht Leistungen der Krankenversicherung sind, werden vorerst aus dem 
Staatshaushalt der Deutschen Demokratischen Republik finanziert. (3) Die Deutsche 
Demokratische Republik führt eine Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall ein, die den 
gesetzlichen Regelungen der Entgeltfortzahlung der Bundesrepublik entspricht. (4) Die 
Rentner sind in der Krankenversicherung versichert. Maßgebend ist der jeweilige 
Beitragssatz in der Krankenversicherung. Die Krankenversicherungsbeiträge der Rentner 
werden von der Rentenversicherung an die Krankenversicherung pauschal abgeführt. Die 
Höhe des pauschal abzuführenden Betrages bestimmt sich nach dem Gesamtbetrag der 
Renten vor Abzug des auf die Rentner entfallenden Anteils am 
Krankenversicherungsbeitrag. Das bei der Umstellung der Rente vorgesehene 
Nettorentenniveau bleibt davon unberührt. (5) Die Investitionen bei stationären ambulanten 



Einrichtungen des Gesundheitswesens der Deutschen Demokratischen Republik werden aus 
Mitteln des Staatshaushalts und nicht aus Beitragsmitteln finanziert.  

 

ARTIKEL 22 - Gesundheitswesen (1) Die medizinische Betreuung und der Schutz der 
Gesundheit der Menschen sind besonderes Anliegen der Vertragsparteien. (2) Neben der 
vorläufigen Fortführung der derzeitigen Versorgungsstrukturen, die zur Aufrechterhaltung der 
medizinischen Versorgung der Bevölkerung notwendig ist, wird die Deutsche Demokratische 
Republik schrittweise eine Veränderung in Richtung des Versorgungsangebots der 
Bundesrepublik Deutschland mit privaten Leistungserbringern vornehmen, insbesondere 
durch Zulassung niedergelassener Ärzte, Zahnärzte und Apotheker sowie selbständiger 
tätiger Erbringer von Heil- und Hilfsmitteln und durch Zulassung privater und frei 
gemeinnütziger Krankenhausträger. (3) Zum Aufbau der erforderlichen vertraglichen, 
insbesondere vergütungsrechtlichen Beziehungen zwischen Trägern der 
Krankenversicherung und den Leistungserbringern wird die Deutsche Demokratische 
Republik die erforderlichen gesetzlichen Rahmenbedingungen schaffen.  

 

ARTIKEL 23 - Renten der Unfallversicherung (1) Die Deutsche Demokratische Republik 
leitet alle erforderlichen Maßnahmen ein, um ihr Unfallversicherungsrecht an das der 
Bundesrepublik Deutschland anzugleichen. (2) Die Bestandsrenten der Unfallversicherung 
werden bei der Umstellung auf Deutsche Mark auf der Grundlage des durchschnittlichen 
Bruttoarbeitsentgelts in der Deutschen Demokratischen Republik neu festgesetzt und 
gezahlt. (3) Nach der Umstellung der Deutschen Mark neu festzusetzende Unfallrenten 
werden auf der Grundlage des durchschnittlichen monatlichen Bruttoarbeitsentgelts der 
letzten zwölf Monate vor dem Unfall festgesetzt. (4) Artikel 20 Absatz 4 und 7 gilt 
entsprechend.  

 

ARTIKEL 24 - Sozialhilfe Die Deutsche Demokratische Republik führt ein System der 
Sozialhilfe ein, das dem Sozialhilfegesetz der Bundesrepublik Deutschland entspricht.  

 

ARTIKEL 25 - Anschubfinanzierung Soweit in einer Übergangszeit in der 
Arbeitslosenversicherung der Deutschen Demokratischen Republik die Beiträge und in der 
Rentenversicherung der Deutschen Demokratischen Republik die Beiträge und der 
Staatszuschuß die Ausgaben für die Leistungen nicht voll abdecken, leistet die 
Bundesrepublik Deutschland an die Deutsche Demokratische Republik eine vorübergehende 
Anschubfinanzierung im Rahmen der nach Artikel 28 zugesagten Haushaltshilfe.  

 

KAPITEL V - BESTIMMUNGEN ÜBER DEN STAATSHAUSHALT UND DIE FINANZEN  

 

1. ABSCHNITT - STAATSHAUSHALT  

 



ARTIKEL 26 - Grundsätze für die Finanzpolitik der Deutschen Demokratischen Republik (1) 
Die öffentlichen Haushalte in der Deutschen Demokratischen Republik werden von der 
jeweiligen Gebietskörperschaft grundsätzlich in eigener Verantwortung unter Beachtung der 
Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts aufgestellt. Ziel ist eine in die 
marktwirtschaftliche Ordnung eingepaßte Haushaltswirtschaft. Die Haushalte werden in 
Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen. Alle Einnahmen und Ausgaben werden in den 
jeweiligen Haushaltsplan eingestellt. (2) Die Haushalte werden den Haushaltsstrukturen der 
Bundesrepublik Deutschland angepaßt. Hierzu werden, beginnend ab der Errichtung der 
Währungsunion mit dem Teilhaushalt 1990, aus dem Staatshaushalt insbesondere die 
folgenden Bereiche ausgegliedert: - der Sozialbereich, soweit er in der Bundesrepublik 
Deutschland ganz oder überwiegend beitrags- oder umlagenfinanziert ist, - die 
Wirtschaftsunternehmen durch Umwandlung in rechtlich und wirtschaftlich selbständige 
Unternehmen, - die Verkehrsbetriebe unter rechtlicher Verselbständigung, - die Führung der 
Deutschen Reichsbahn und der Deutschen Post als Sondervermögen. Die öffentlichen 
Wohnungsbaukredite werden substanzgerecht den Einzelobjekten zugeordnet. (3) Die 
Gebietskörperschaften in der Deutschen Demokratischen Republik unternehmen bei 
Aufstellung und Vollzug der Haushalte alle Anstrengungen zur Defizitbegrenzung. Dazu 
gehören bei den Ausgaben: - Der Abbau von Haushaltssubventionen, insbesondere 
kurzfristig für Industriewaren, landwirtschaftliche Produkte und Nahrungsmittel, wobei für 
letzte autonome Preisstützungen entsprechend den Regelungen der Europäischen 
Gemeinschaften zulässig sind, und schrittweise unter Berücksichtigung der allgemeinen 
Einkommensentwicklung in den Bereichen des Verkehrs, der Energie für private Haushalte 
und des Wohnungswesens, - die nachhaltige Absenkung der Personalausgaben im 
öffentlichen Dienst, - die Überprüfung aller Ausgaben einschließlich der ihnen zugrunde 
liegenden Rechtsvorschriften auf Notwendigkeit und Finanzierbarkeit, - die 
Strukturverbesserung des Bildungswesens sowie verbreitende Aufteilung nach föderativer 
Struktur (einschließlich Forschungsbereich). Bei den Einnahmen erfordert die 
Defizitbegrenzung neben Maßnahmen des 2. Abschnitts dieses Kapitels die Anpassung 
beziehungsweise Einführung von Beiträgen und Gebühren für öffentliche Leistungen 
entsprechend den Strukturen in der Bundesrepublik Deutschland. (4) Es wird eine 
Bestandsaufnahme des volkseigenen Vermögens vorgenommen. Das volkseigene 
Vermögen ist vorrangig für die Strukturanpassung der Wirtschaft und für die Sanierung des 
Staatshaushalts in der Deutschen Demokratischen Republik zu nutzen.  

 

ARTIKEL 27 - Kreditaufnahme und Schulden (1) Die Kreditermächtigungen in den 
Haushalten der Gebietskörperschaften der Deutschen Demokratischen Republik werden für 
1990 auf 10 Milliarden Deutsche Mark und für 1991 auf 14 Milliarden Deutsche Mark 
begrenzt und im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen der Bundesrepublik 
Deutschland auf die Ebenen verteilt. Für das Treuhandvermögen wird zur Vorfinanzierung zu 
erwartender Erlöse aus seiner Verwertung ein Kreditermächtigungsrahmen für 1990 von 7 
Milliarden Deutsche Mark und für 1991 von 10 Milliarden Deutsche Mark festgelegt. Der 
Bundesminister der Finanzen der Bundesrepublik Deutschland kann bei grundlegend 
veränderten Bedingungen eine Überschreitung der Kreditobergrenzen zulassen. (2) Die 
Aufnahme von Krediten und das Einräumen von Ausgleichsforderungen erfolgen im 
Einvernehmen zwischen dem Minister der Finanzen der Deutschen Demokratischen 
Republik und dem Bundesminister der Finanzen der Bundesrepublik Deutschland. Gleiches 
gilt für die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen sowie 



für die Summe der in den Haushalten auszubringenden Verpflichtungsermächtigungen. (3) 
Nach dem Beitritt wird die aufgelaufene Verschuldung des Republikhaushalts in dem 
Umfang an das Treuhandvermögen übertragen, soweit sie durch die zu erwartenden 
künftigen Erlöse aus der Verwertung des Treuhandvermögens getilgt werden kann. Die 
danach verbleibende Verschuldung wird je zur Hälfte auf den Bund und die Länder, die sich 
auf dem Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik neu gebildet haben, aufgeteilt. Von 
den Ländern und Gemeinden aufgenommene Kredite verbleiben bei diesen.  

 

ARTIKEL 28 - Finanzzuweisungen der Bundesrepublik Deutschland (1) Die Bundesrepublik 
Deutschland gewährt der Deutschen Demokratischen Republik zweckgebundene 
Finanzzuweisungen zum Haushaltsausgleich für das 2. Halbjahr 1990 von 22 Milliarden 
Deutsche Mark und für 1991 von 35 Milliarden Deutsche Mark. Außerdem werden gemäß 
Artikel 25 zu Lasten des Bundeshaushalts als Anschubfinanzierung für die 
Rentenversicherung 750 Millionen Deutsche Mark für das 2. Halbjahr 1990 sowie für die 
Arbeitslosenversicherung 2 Milliarden Deutsche Mark für das 2. Halbjahr 1990 und 3 
Milliarden Deutsche Mark für 1991 gezahlt. Die Zahlungen erfolgen bedarfsgerecht. (2) Die 
Vertragsparteien stimmen darin überein, daß die gemäß Artikel 18 des Abkommens vom 17. 
Dezember 1971 über den Transitverkehr von zivilen Personen und Gütern zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) zu zahlende Transitpauschale mit 
Inkrafttreten dieses Vertrages entfällt. Die Deutsche Demokratische Republik hebt die 
Vorschriften über die in diesem Abkommen sowie in dem Abkommen vom 31. Oktober 1979 
über die Befreiung von Straßenfahrzeugen von Steuern und Gebühren geregelten Gebühren 
mit Wirkung für die beiden Vertragsparteien auf. In Abänderung der Vereinbarung vom 5. 
Dezember 1989 vereinbaren die Vertragsparteien, daß ab dem 1. Juli 1990 keine 
Einzahlungen in den Reise-Devisenfonds mehr geleistet werden. Über die Verwendung 
eines bei Einführung der Währungsunion noch vorhandenen Betrags der Gegenwertmittel 
aus dem Reise-Devisenfonds wird zwischen den Finanzministern der Vertragsparteien eine 
ergänzende Vereinbarung getroffen. 

 

ARTIKEL 29 - Übergangsregelung im öffentlichen Dienst Die Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik gewährleistet unter Beachtung von Artikel 2 Absatz 1 Satz 1, daß 
in Tarifverträgen oder sonstigen Regelungen im Bereich der öffentlichen Verwaltung unter 
Beschränkung neuer dienstrechtlicher Vorschriften auf Übergangsregelungen die 
allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse in der Deutschen Demokratischen 
Republik und die Erfordernisse der Konsolidierung des Haushalts beachtet werden. Das 
Bundespersonalvertretungsgesetz findet sinngemäß Anwendung.  

 

2. ABSCHNITT - FINANZEN  

 

ARTIKEL 30 - Zölle und besondere Verbrauchssteuern (1) Die Deutsche Demokratische 
Republik übernimmt schrittweise im Einklang mit dem Grundsatz in Artikel 11 Absatz 3 das 
Zollrecht der Europäischen Gemeinschaften einschließlich des Gemeinsamen Zolltarifs 
sowie die besonderen Verbrauchssteuern nach Maßgabe der Anlage IV. (2) Die 



Vertragsparteien sind sich einig, daß ihr Zollgebiet den Geltungsbereich dieses Vertrags 
umfaßt. (3) Der Grenzausgleich zwischen den Erhebungsgebieten für Verbrauchssteuern 
beider Vertragsparteien, ausgenommen für Tabak, entfällt. Die Steuerhoheit bleibt unberührt. 
Der Ausgleich der Aufkommensverlagerungen wird durch besondere Vereinbarungen 
geregelt. (4) Zwischen den Erhebungsgebieten wird der Versand unversteuerter 
verbrauchssteuerpflichtiger Waren nach Maßgabe der Bestimmungen zugelassen, die den 
Verkehr mit unversteuerten Waren innerhalb eines Erhebungsgebiets regeln. (5) Die 
Steuerentlastung für auszuführende Waren wird erst beim Nachweis der Ausfuhr in andere 
Gebiete als die der beiden Erhebungsgebiete gewährt.  

 

ARTIKEL 31 - Besitz- und Verkehrssteuern (1) Die Deutsche Demokratische Republik regelt 
die Besitz- und Verkehrssteuern nach Maßgabe der Anlage IV. (2) Für Zwecke der 
Umsatzsteuer besteht zwischen den Vertragsparteien keine Steuergrenze; ein 
umsatzsteuerlicher Grenzausgleich erfolgt nicht. Die Steuerhoheit bleibt unberührt. Das 
Recht zum Vorsteuerabzug erstreckt sich auch auf die Steuer für Umsätze, die bei der 
anderen Vertragspartei der Umsatzsteuer unterliegen. Der Ausgleich der sich hieraus 
ergebenden Aufkommensminderung wird durch besondere Vereinbarung geregelt. (3) Bei 
unbeschränkter Vermögensteuerpflicht im Gebiet einer Vertragspartei steht dieser 
Vertragspartei das ausschließliche Besteuerungsrecht zu; bei unbeschränkter Steuerpflicht 
im Gebiet beider Vertragsparteien gilt dies für die Vertragspartei, zu der der Steuerpflichtige 
die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der 
Lebensinteressen) oder in deren Gebiet er als nichtnatürliche Person die tatsächliche 
Geschäftsleitung hat. Auf das Gebiet der anderen Vertragspartei entfallendes Vermögen ist 
nach den dort für Inlandsvermögen geltenden Vorschriften zu bewerten. (4) Bei 
unbeschränkter Erbschaftsteuer- oder Schenkungssteuerpflicht im Gebiet einer 
Vertragspartei steht dieser Vertragspartei für Erwerbe, für die Steuer nach dem 31. 
Dezember 1990 entsteht, das ausschließliche Besteuerungsrecht zu; bei unbeschränkter 
Steuerpflicht im Gebiet beider Vertragsparteien gilt dies für die Vertragspartei, zu der der 
Erblasser oder Schenker im Zeitpunkt der Entstehung der Steuerschuld die engeren 
persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hatte (Mittelpunkt der Lebensinteressen) 
oder in deren Gebiet er als nichtnatürliche Person die tatsächliche Geschäftsleitung hatte. 
Für die Bewertung gilt Absatz 3 Satz 2 entsprechend. (5) Für Erwerbe von Todes wegen, für 
die die Steuer nach dem 30. Juni 1990 und vor dem 1. Januar 1991 entsteht, gilt Absatz 4 
entsprechend. Erwerbe von Todes wegen von Bürgern der Vertragsparteien, die nach dem 
8. November 1989 im Gebiet der anderen Vertragspartei einen Wohnsitz begründet oder dort 
erstmals ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten und Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
dort noch im Zeitpunkt des Todes hatten, dürfen dort zu keiner höheren Erbschaftsteuer 
herangezogen werden, als sie sich bei unbeschränkter Steuerpflicht im Gebiet der 
erstgenannten Vertragspartei ergäbe. (6) Mitteilungs- und Anzeigenpflichten, die sich aus 
dem Erbschaftssteuer- und Schenkungssteuerrecht der Vertragsparteien ergeben, gelten 
auch gegenüber den Finanzbehörden der jeweiligen anderen Vertragspartei.  

 

ARTIKEL 32 - Informationsaustausch (1) Die Vertragsparteien tauschen die Informationen 
aus, die zur Durchführung ihres Abgaben- und Monopolrechts erforderlich sind. Zuständig für 
den Informationsaustausch sind die Finanzminister der Vertragsparteien und die von ihnen 
ermächtigten Behörden. Alle Informationen, die eine Vertragspartei erhalten hat, sind ebenso 



geheimzuhalten wie die aufgrund ihres innerstaatlichen Rechts beschafften Informationen 
und dürfen nur den Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und der 
Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die mit der Festsetzung oder Erhebung, 
der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln 
hinsichtlich der unter diesen Abschnitt fallenden Abgaben und Monopole befaßt sind. Diese 
Personen oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie 
dürfen die Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer 
Gerichtsentscheidung offenlegen. (2) Absatz 1 verpflichtet eine Vertragspartei nicht,  

- Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis 
dieser oder der anderen Vertragspartei abweichen,  

- Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren 
dieser oder der anderen Vertragspartei nicht beschafft werden können,  

- Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- und Berufsgeheimnis oder 
ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung der öffentlichen Ordnung 
widerspräche.  

 

ARTIKEL 33 - Konsultationsverfahren (1) Die Vertragsparteien werden sich bemühen, bei 
den Besitz- und Verkehrssteuern eine Doppelbesteuerung durch Verständigung über eine 
sachgerechte Abgrenzung der Besteuerungsgrundlagen zu vermeiden. Sie werden sich 
weiter bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die sich bei der Auslegung oder Anwendung 
ihres Rechts der unter diesen Abschnitt fallenden Abgaben und Monopole im Verhältnis 
zueinander ergeben, im gegenseitigen Einvernehmen zu beseitigen. (2) Zur Herbeiführung 
einer Einigung im Sinne des vorstehenden Absatzes können der Bundesminister der 
Finanzen der Bundesrepublik Deutschland und der Minister der Finanzen der Deutschen 
Demokratischen Republik unmittelbar miteinander verkehren.  

 

ARIKTEL 34 - Aufbau der Finanzverwaltung (1) Die Deutsche Demokratische Republik 
schafft die Rechtsgrundlagen für eine dreistufige Finanzverwaltung entsprechend dem 
Gesetz über die Finanzverwaltung der Bundesrepublik Deutschland mit den sich aus diesem 
Vertrag ergebenden Abweichungen und richtet die Verwaltungen entsprechend ein. (2) Bis 
zur Errichtung der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion werden vorrangig 
funktionsfähige Steuer- und Zollverwaltungen aufgebaut.  

 

KAPITEL VI - SCHLUßBESTIMMUNGEN  

 

ARTIKEL 35 - Völkerrechtliche Verträge Dieser Vertrag berührt nicht die von der 
Bundesrepublik Deutschland oder der Deutschen Demokratischen Republik mit dritten 
Staaten abgeschlossenen völkerrechtlichen Verträge.  

 



ARTIKEL 36 - Überprüfung des Vertrages Die Bestimmungen dieses Vertrags werden bei 
grundlegender Änderung der gegebenen Umstände überprüft. 

 

ARTIKEL 37 - Berlin-Klausel Entsprechend dem Viermächte-Abkommen vom 3. September 
1971 wird dieser Vertrag in Übereinstimmung mit den festgelegten Verfahren auf Berlin 
(West) ausgedehnt.  

 

ARTIKEL 38 - Inkrafttreten Dieser Vertrag einschließlich des Gemeinsamen Protokolls sowie 
der Anlagen I-IX tritt an dem Tag in Kraft, an dem die Regierungen der Vertragsparteien 
einander mitgeteilt haben, daß die erforderlichen verfassungsrechtlichen und sonstigen 
innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind.  

 

GESCHEHEN in Bonn am 18. Mai 1990 in zwei Urschriften in deutscher Sprache. Für die 
Bundesrepublik Deutschland Dr. Theo Waigel Für die Deutsche Demokratische Republik Dr. 
Walter Romberg  

 

Quelle: Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Nr. 63 vom 18.5.1990  
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Quelle: bpa-bulletin

Datum: 17.10.1990

Doknr: 123-90

-----------------------------------------------------------------------------------------

 

abkommen

 

 

zwischen der regierung der bundesrepublik deutschland

und der regierung

der union der sozialistischen sowjetrepubliken

ueber einige ueberleitende massnahmen

 

die regierung der bundesrepublik deutschland und die

regierung der union der sozialistischen sowjetrepubliken -

 

im hinblick auf die herstellung der staatlichen einheit

deutschlands,

 

unter bezugnahme auf den vertrag zwischen der

bundesrepublik deutschland und der union der

sozialistischen sowjetrepubliken ueber die bedingungen des

befristeten aufenthalts und die modalitaeten des planmaessigen

abzugs sowjetischer truppen aus dem gebiet der

bundesrepublik deutschland,

 

bezugnehmend auf den vertrag zwischen der

bundesrepublik deutschland und der union der sozialistischen

sowjetrepubliken ueber die entwicklung einer umfassenden

zusammenarbeit auf dem gebiet der wirtschaft, industrie,

wissenschaft nd technik,

 

davon ausgehend, dass die beiderseits anerkannten

prinzipien des vertrauensschutzes fuer die zwischen der

regierung der deutschen demokratischen republik und

der regierung der union der sozialistischen

sowjetrepubliken geschlossenen vereinbarungen wichtiges

element fuer die fortentwicklung der zusammenarbeit unter

anpassung an marktwirtschaftliche bedingungen sind,

 

in dem verstaendnis, dass dieses abkommen einen

weiteren konkreten beitrag im rahmen der internationalen

bemuehungen zur entwicklung der zusammenarbeit in europa

leistet, der sich im einklang mit den positiven europaeischen



prozessen befindet -

 

sind wie folgt uebereingekommen:

 

artikel 1

 

(1) die vertragsparteien stimmen darin ueberein, dass die

sowjetische seite auf der grundlage der entsprechenden

vertraege mit der bundesrepublik deutschland die kosten

und aufwendungen traegt, die mit dem befristeten aufenthalt

der sowjetischen truppen, ihrer mitglieder und deren

familienangehoerigen

- im gebiet der bundeslaender brandeburg,

mecklenburg-vorpommern, sachsen, sachsen-anhalt und thueringen

nach dem stand vom 3. oktober 1990

- und dem im sinne dieses abkommens gleichgestellten

gebiet der folgenden stadtbezirke des bundeslandes

berlin: mitte, prenzlauer berg, friedrichshain, treptow,

koepenick, lichtenberg, weissensee, pankow, marzahn,

hohenschoenhausen, hellersdorf nach dem stand vom

3. oktober 1990,

im folgenden "aufenthaltsgebiet" genannt, verbunden sind.

(2) die vertragsparteien sind uebereingekommen, im

zusammenhang mit der einfuehrung der deutschen mark als

gesetzlichem zahlungsmittel in dem aufenthaltsgebiet der

sowjetischen truppen einen besonderen dm-ueberleitungs-

fonds fuer die jahre 1991 bis 1994 einzurichten. dieser

fonds dient der bezahlung von ausgaben fuer den unterhalt

und abzug der sowjetischen truppen, die sich befristet im

aufenthaltsgebiet befinden.

die regierung der bundesrepublik deutschland wird fuer

diesen fonds im hinblick auf den abzug der sowjetischen

truppen, der etappenweise spaetesten bis zum ende des

jahres 1994 beendet wird, in dem zeitraum 1991 bis 1994

einen gesamtbetrag von 3000 millionen deutsche mark zur

verfuegung stellen.

im jahre 1991 wird von diesem gesamtbetrag ein

teilbetrag von 1200 millionen deutsche mark bereitgestellt. der

verbleibende rest des gesamtbetrages wird auf die jahre

1992 bis 1994 verteilt. die jahresbetraege 1992 bis 1994

werden jeweils im vierten quartal des vorhergehenden

kalenderjahres von der sowjetischen seite beantragt.

die hoehe der monatlich auszuzahlenden betraege vom

gesamtbetrag eines kalenderjahrs wird zwischen den



zustaendigen stellen der vertragsparteien vereinbart.

(3) zur deckung der aufwendungen in deutscher mark, die

die sowjetische seite im zusammenhang mit dem unterhalt

ihrer truppen selbst traegt, gewaehrt die deutsche seite in

zwei tranchen einen zinslosen finanzkredit in hoehe von

insgesamt 3000 millionen deutsche mark. die erste

tranche in hoehe von 2000 millionen deutsche mark wird im

oktober 1990, die zweite tranche inhoehe von 1000

millionen deutsche mark am 1. 10. 1991 der sowjetischen seite

zur verfuegung gestellt. die tilgung der jeweiligen

kredittranche wird nach ablauf von fuenf jahren seit dem

zeitpunkt ihrer inanspruchnahme in hoehe des entsprechenden

betrags erfolgen. das verfahren fuer die gewaehrung und

tilgung des kredits wird in einem gesonderten kreditvertrag

geregelt.

(4) der dm-ueberleitungsfonds wird von einer von der

regierung der union der sozialistischen sowjetrepubliken

eingesetzten stelle verwaltet.

 

artikel 2

 

(1) die regierung der bundesrepublik deutschland stellt fuer

den etappenweise erfolgenden abzug der sowjetischen

truppen aus dem aufenthaltsgebiet 1000 millionen

deutsche mark zur deckung von transportkosten zur verfuegung.

sie leistet bei bedarf im rahmen dieser summe technische

hilfe durch bereitstellung von schienentransportkapazitaeten

und -leistungen zu den fuer die deutschen streitkraefte

geltenden konditionen fuer den endgueltigen abzug der

sowjetischen truppen und ihres vermegens bis zur

sowjetischen grenze oder deutschen seehaefen, einschliesslich

umschlagkosten und hafengebuehren, entsprechend

anlage 1 ziffer vi des vertrags zwischen der

bundesdepublik deutschland und der union der sozialistischen

sowjetrepubliken ueber die bedingungen des befristeten

aufenthalts und die modalitaeten des planmaessigen

abzugs der sowjetischen truppen aus dem gebiet der

bundesrepublik deutschland.

(2) die festlegung der jahresbetraege und die auszahlung

der monatlichen betraege vom gesamtbetrag eines jeden

kalenderjahres wird zwischen den zustaendigen stellen der

vertragsparteien vereinbart.

 

artikel 3



 

(1) die deutsche seite gewaehrt der sowjetischen seite mit

dem ziel der partiellen erstattung der kosten, die der

sowjetischen seite bei und nach abzug der sowjetischen truppen

aus dem aufenthaltsgebiet entstehen, unterstuetzung bei der

durchfuehrung eines besonderen zivilwohnungsbauprogramms

im europaeischen teil der union der sozialistischen

sowjetrepubliken fuer die abziehenden owjetischen

truppen, das von sowjetischer seite fuer die jahre 1991 bis 1994

mit dem ziel der errichtung von vier millionen quadratmeter

wohnflaeche projektiert ist.

(2) die regierung der bundesrepublik deutschland stellt fuer

die finanzierung dieses programms in den jahren 1991 bis

1994 insgesamt 7800 millionen deutsche mark zur

verfuegung. diese mittel sind ausschliesslich zweckgebunden

fuer wohnungsbauprojekte im europaeischen teil der union der

sozialistischen sowjetrepubliken in form der erweiterung

von staedten und stadtaehnlichen siedlungen sowie fuer die

errichtung von vier hausbaukombinaten in den jahren

1991/92 mit einer jahreskapazitaet von je 100000

quadratmeter wohnflaeche einzusetzen.

das verfahren der einzahlung der von der regierung der

bundesrepublik deutschland bereitgestellten mittel und das

verfahren ihrer inanspruchnahme wird von den

vertragsparteien in einem gesonderten protokoll so geregelt,

dass das vorstehend angefuehrte programm in dem genannten

zeitraum erfuellt werdenkann.

(3) im rahmen des von der regierung der bundesrepublik

deutschland bereitgestellten finanzvolumens und von

eigenbeitraegen der sowjetischen seite koennen

verschiedene varianten des schluesselfertigen wohnungsbaus, der

errichtung und modernisierung von fertigungskapazitaeten

fuer haeuser und baustoffe und der lieferung von

baumaschinen, vorrichtungen und baustoffen durchgefuehrt werden.

ziel des programms ist es, eine moeglichst hohe anzahl von

wohnungen durch kostenguenstige gestaltung zu bauen,

indem insbesondere eine anbindung an bereits vorhandene

infrastrukturen erfolgt und alle oertlichen zulieferungs- sowie

fertigungsmoeglichkeiten genutzt werden.

(4) die sowjetische seite gewaehrleistet die rechtzeitige

durchfuehrung des programms, einschliesslich jedweder

zuverlaessiger planung und der beibringung der

erforderlichen genehmigungen. sie bestimmt die sowjetische

organisation, die als auftraggeber auftreten wird.



(5) es wird ein gemeinsamer lenkungsausschuss errichtet,

der auf ebene de zustaendigen minister mindestens alle

sechs monate einmal zusammentrifft. der ausschuss und die

ihm angehoerenden minister persoenlich haben die aufgabe,

den fortschritt und den erfolgreichen abschluss des

programms unter beruecksichtigung der zielsetzung dieses

abkommens zu foerdern.

 

artikel 4

 

(1) die regierung der bundesrepublik deutschland wird die

regierung der union der sozialistischen sowjetrepubliken

im rahmen ihrer moeglichkeiten bei der verwirklichung von

massnahmen der ausbildung und umschulung der in die

reserve entlassenen mitglieder der aus dem

aufenthaltsgebiet in die union der sozialistischen

sowjetrepubliken abziehenden sowjetischen truppen sowie ihrer

zurueckkehrenden ehegatten und kinder zur integration in das

arbeitsleben unterstuetzen.

(2) diese unterstuetzung soll an bestehende programme und

projekte der zusammenarbeit, in erster linie an das

vorgesehene wohnungsbauprogramm, anknuepfen. die

massnahmen sollen die einfuehrung und entwicklung der

marktwirtschaft und des unternemertums foerdern, insbesondere

in prioritaeren bereichen der volkswirtschaft.

(3) alle programme und projekte fuer die ausbildung und

umschulung werden soweit wie moeglich auf der grundlage

vorhandener, noetigenfalls in neuen einrichtungen der

aus- und weiterbildung von fach- und fuehrungskraeften

in der regel auf dem gebiet der union der sozialistischen

sowjetrepubliken durchgefuehrt.

(4) die regierung der bundesrepublik deutschland stellt fuer

die durchfuehrung dieser massnahmen in den jahren 1991

bis 1994 200 millionen deutsche mark zur verfuegung.

(5) die einzelheiten der durchfuehrung der ausbildungs- und

umschulungsprogramme werden in gesonderten vereinbarungen

festgelegt auf der grundlage einer von sowjetischer

seite erstellten analyse der berufs- und

qualifikationsstrukturen der aus dem aufenthaltsgebiet

abziehenden mitglieder der sowjetischen truppen und ihrer

zurueckkehrenden ehegatten und kinder sowie der am sowjetischen

arbeitsmarkt nachgefragten qualifikationen im rahmen einer zu

dieem zweck von der regierung der bundesrepublik

deutschland und der regierung der union der



sozialistischen sowjetrepubliken gebildeten gemischten

arbeitsgruppe.

 

artikel 5

 

(1) mit der auszahlung der in den artikeln 1, 2, 3 und 4

dieses abkommens festgelegten betraege hat die deutsche

seite ihre leistungen im zusammenhang mit der

finanzierung der kosten des befristeten aufenthalts und des

etappenweise erfolgenden abzugs der sowjetischen truppen,

des wohnungsbauprogramms und der umschulung erfuellt.

(2) die vertragsparteien koennen im laufe der durchfuehrung

dieses abkommens einvernehmlich umschichtungen

zwischen den in den artikeln 1, 2, 3 und 4 genannten betraegen

vornehmen, die den zielen dieses abkommens nicht

widersprechen duerfen. die fuer den wohnungsbau vorgesehenen

summen werden nicht gekuerzt.

 

artikel 6

 

(1) die vertragsparteien sind sich darin einig, dass

entsprechend dem abkommen zwischen der regierung der

deutschen demokratischen republik und der regierung der

union der sozialistischen sojetrepubliken ueber die

wirtschaftsbeziehungen zwischen der ddr und der udssr

vom 18. juli 1990 der saldo in transferrubel festgestellt

wird, der sich auf den laufenden konten der internationalen

bank fuer wirtschaftliche zusammenarbeit gebildet hat.

(2) die vertragsparteien werden bis zum 30. juni 1991 ein

verfahren zur umrechnung des in absatz 1 genannten

saldos in deutsche mark oder eine andere konvertible

waehrung vereinbaren. die vertragsparteien beginnen auf

dieser basis verhandlungen ueber eine schuldenregelung

dahingehend, dass daraus in den kommenden fuenf jahren

der sowjetischen seite keine uebermaessigen zusaetzlichen

finanziellen und wirtschaftlichen belastungen entstehen,

sowie darueber, wie diese schuld nach ablauf dieser frist

getilgt wird.

 

artikel 7

 

(1) die vertragsparteien kommen ueberein, dass die

bestimmung des bestands und des wertes der mit mitteln der

sowjetischen seite gebauten und auf den den sowjetischen



truppen im aufenthaltsgebiet zur nutzung zugewiesenen

liegenschften zurueckbleibenden unbeweglichen

vermoegenswerte der sowjetischen truppen, deren besitzer die

sowjetische seite ist, durch eine eigens einzusetzende

deutsch-sowjetische kommission erfolgen soll. sie

bestimmt auch die art und weise der verwertung dieser

vermoegenswerte.

(2)

dabei geht die kommission von folgendem aus:

a)

die verwertung der vermoegenswerte erfolgt zu

bedingungen des marktes. dabei werden

vorschlaege der sowjetischen seite geprueft. ist der

vermoegenswert fuer die deutschen behoerden von

interesse, erfolgt die wertermittlung nach den fuer die

bundesbehoerden geltenden vorschriften.

b)

die kommission entscheidet auch ueber moegliche

schadensersatzansprueche und andere moegliche

ansprueche im zusammenhang mit der nutzung der

zu uebergebenden liegenschaften.

c)

die kommission arbeitet auf paritaetischer grundlage

und gibt sich eine geschaeftsordnung.

(3) soweit der betrag der nach absatz 2 buchstabe a

ermittelten restwerte den betrag der nach absatz 2

buchstabe b ermittelten schaeen uebersteigt, erhaelt die

sowjetische seite den ueberschiessenden betrag. soweit die

schaeden die restwerte uebersteigen, ist die differenz der

deutschen seite zu erstatten. die finanzielle abrechnung

einschliesslich zinsen soll durchgefuehrt werden, sobald die

vermoegenswerte verwertet und alle mit ihrer nutzung

zusammenhaengenden schaeden reguliert worden sind.

(4) bis zur uebergabe gemaess artikel (8) des vertrags

zwischen der bundesrepublik deutschland und der union der

sozialistischen sowjetrepubliken ueber die bedingungen des

befristeten aufenthalts und die modalitaeten des

planmaessigen abzugs sowjetischer truppen aus dem gebiet der

bundesrepublik deutschland stehen die liegenschaften den

sowjetischen truppen zu den geltenden bedingungen zur

weiteren nutzung zur verfuegung.

 

artikel 8

 



(1) die geschaeftstaetigkeit der sowjetisch-deutschen

aktiengesellschaft wismut wird mit wirkung vom 1. januar 1991

eingestellt. die liquidation erfolgt in uebereinstimmung mit

dem abkommen zwischen der detschen demokratischen

republik und der union der sozialistischen

sowjetrepubliken ueber die fortsetzung der taetigkeit der sdag

wismut vom 7. dezember 1962.

(2) die gemeinsame arbeitsgruppe der aktionaere der sdag

wismut erarbeitet ein verfahren zur regelung der fragen,

die im zusammenhang mit der einstellung der

geschaeftstaetigkeit der gesellschaft auftreten, auf der

grundlage der sich auf die sdag wismut beziehenden geltenden

vertragsdokumente und legt beiden regierungen ihre

vorschlaege vor.

 

artikel 9

 

dieses abkommen tritt an dem tag in kraft, an dem die

regierung der bundesrepublik deutschland und die

regierung der union der sozialistischen sowjetrepubliken

einander mitgeteilt haben, dass die erforderlichen innerstaatlichen

voraussetzungen fuer sein inkrafttreten erfuellt sind.

geschehen zu bonn am 9. oktober 1990

in zwei urschriften, jede in deutscher und russischer sprache,

wobei jeder wortlaut gleichermassen verbindlich ist.

 

fuer die regierung...............fuer die regierung

der bundesepublik deutschland...der union der sozialistischen

.................................sowjetrpubliken

dr. theo waigel..................wladislaw p. terechow
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